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Amts : Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
917 14. Marienwerder, den 6. April 1898. 


Die Nummer 12 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält Anleihe und zug ehörige Zinsſchein⸗ 
unter bogen, welche noch nicht auf 3½ Prozent 
Nr. 2455 das Geſetz, betreffend die Feſtſtellungſabgeſtempelt ſind, ſind baldigſt an die 
des Reichshaushalts⸗Etats für das Rechnungsjahr 1898, Kontro lle der Staats papiere in Berlin 
vom 31. März 1898; unter SwW., Oranienſtraße 92/94, zur Abſtem⸗ 
Nr. 2456 das Geſetz, betreffend die Aufnahme pelung einzuliefern. 
einer Anleihe für Zwecke der Verwaltungen des Reichs⸗ Wegen Zahlung der am 1. April 
heeres, der Marine und der Reichseiſenbahnen, vomffälligen Zinſen für die in das Staats⸗ 
31. März 1898; unter ſchuldbuch eingetragenen Forderungen 
Nr. 2457 das Geſetz wegen Verwendung über⸗ bemerken wir, daß die Zuſendung dieſer Zinſen 
ſchüſſiger Reichseinnahmen zur Schuldentilgung, vom mittelſt der Po ft, ſowie ihre Gutſchrift auf den Reichs⸗ 
31. März 1898; und unter bank Girokonten der Empfangsberechtigten zwiſchen dem 
Nr. 2458 das Geſetz, betreffend die Feſtſtellung. 18. März und 8. April erfolgt, die Baar⸗ 
des Haushalts⸗Etats für die Schutzgebiete auf das zahlung aber bei der Staatsſchulden⸗ 
Rechnungsjahr 1898, vom 31. März 1898. Tilgungskaſſe am 18. März, bei den 
. ĩð⁊ͤĩͤð—— — fegierungs⸗Hauptkaſſen am 24. März 
Verordnungen und Bekanntmachungen und bei den ſonſtigen außerhalb Berlins damit be⸗ 
der Zentral⸗Behörden. trauten Kaſſen am 26. März beginnt. 
J) Bekanntmachung. Die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe iſt für die 
Die am 1. April 1898 fälligen Zins⸗ Zinszahlung werktäglich von 9 bis 1 Uhr mit 
ſcheine der Preußiſchen Staatsſchulden, Ausſchluß des vorletzten Werktages in jedem Monat, 
einſchließlich der von uns verwalteten Eiſenbahn An- am letzten Werktage des Monats aber von 11 bis 
leihen, werden bei der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe — 1 Uhr geöffnet. 
W. Taubenſtraße 29 hierſelbſt —, bei der Reichsbank⸗ Die Inhaber Preußiſcher Konſols machen 
Hauptkaſſe, den Regierungs⸗Hauptkaſſen, den Kreis⸗ wir wiederholt auf die durch uns veröffent⸗ 
kaſſen und den übrigen mit der Einlöſung betrauten lichten „Amtlichen Nachrichten über das Preußi— 
Kaſſen, Reichsbankanſtalten und ſonſtigen Zahlſtellen ſche Staatsſchuldbuch“ aufmerkſam, deren 6. Aus⸗ 
vom 21. d. Mts. ab eingelöſt. f gabe durch jede Buchhandlung für 40 Pfg. 
Die Zinsſcheine find nach den einzelnen Schuld⸗ oder von dem Verleger J. Guttentag in Berlin 
gattungen und Werthabſchnitten geordnet den Ein⸗ durch die Poſt frei für 45 Pfg. zu beziehen iſt. 
wliagsſtellen mit einem Verzeichniß vorzulegen, welches Berlin, den 5. März 1898. 
no tückzahl und den Betrag für jeden Werth⸗ Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
abſchnitt angiebt, aufgerechnet iſt und des Einliefernden v. Hoffmann. 
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Ausgegeben in Marienwerder am 7. April 1898. 
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Stellvertreter des Standesbeamten für den Standes⸗ 
amtsbezirk Paulshof, Kreiſes Thorn, an Stelle des 
aus dem Bezirke verzogenen Lehrers Surowy, zur 
öffentlichen Kenntnis. 
Danzig, den 31. März 1898. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Lehrers Borchert zu Ernſtrode zum zweiten Stell⸗ 
vertreter des Standesbeamten 
bezirk Roſenberg, 
Kenntniß. 
Danzig, den 31. März 1898. 
Der Ober⸗Präſident. 
5) Bekanntmachung. 

Nachdem die im Kreiſe Schwetz belegenen Ko⸗ 
lonien Neu Klunkwitz und Kalisken, eritere unter Ab⸗ 
trennung von dem Gutsbezirke Klunkwitz, letztere unter 
Abtrennung von der Landgemeinde Groddeck zu einer 
Landgemeinde unter dem Namen Neu Klunkwitz ver⸗ 
einigt worden ſind, wird die bisher zum Sandesamts⸗ 
bezirk Luboſchin gehörige frühere Kolonie Kalisken 
vom 1. Mai d. Is. ab dem Standesamtsbezirke Las⸗ 
kowitz mit einverleibt. 

Danzig, den 25. März 1698. 
Der Ober⸗Präſident. 
6) Bekanntmachung. 

Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter 
Ordre vom 14. v. Mts. zu genehmigen geruht, daß 
zu den fünf Geldlotterien, welche der Dombauverein 
in Meiſſen zum Beſten der Wiederherſtellung des 
dortigen Domes mit Genehmigung der Königlich 
Sächſiſchen Staatsregierung in jährlichen Zwiſchen— 
räumen zu veranſtalten beabſichtigt, auch im dieſſeitigen 
Staatsgebiete, und zwar in ſeinem ganzen Bereiche, 
Looſe vertrieben werden. 

Marienwerder, den 28. März 1898. 

Der Negierungs-Präſident. 
7) Am 9. Januar d. Js. haben die Knaben Friedrich 
Gieſe und Hugo Kühn aus Glubezyn den acht⸗ 
jährigen Knaben Auguſt Wojahn vom Tode des Er. 
trinkens aus dem Dorfſee in Glubezyn mit Muth und 
Umſicht gerettet, was ich belobigend zur öffentlichen 
Kenntniß bringe. 

Marienwerder, den 24. März 1898. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
8) Der Gemeinde⸗Vorſteher Karl Klawohn zu 
Carlshorſt, Kreis Schwetz, hat mit Entſchloſſenheit und 
Umſicht den am 6. Januar d. Is. in den Schewnoer 
See eingebrochenen Knaben Wojcziechowski vom Tode 
des Ertrinkens gerettet, was ich hiermit belobigend zur 
öffentlichen Kenntniß bringe. 

Marienwerder, den 28. März 1898. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
9) Im Einvernehmen mit der Königl. Eiſenbahn⸗ 
Direktion zu Danzig iſt dem Kreiſe Brieſen Wpr. die 
Genehmigung zur Eröffnung des Betriebes auf der 
elektriſchen Kleinbahn Bahnhof Brieſen-Stadt Briefen | 


4) 


in Gemäßheit des Geſetzes über Kleinbahnen pp. vom 
28. Juli 1892 von mir ertheilt worden. 


10) 


Kreiſes Thorn, zur öffentlichen beiten 
Unternehmer angenommen zu werden, 
die tüchtige, 


Marienwerder, den 30. März 1898. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
Bedingungen 


für 


die Bewerbung um Arbeiten und Lieferungen. 


§ 1. Perſönliche Tüchtigkeit und Leiſtungs⸗ 


für den Standesamts⸗fähigteit der Bewerber. Bei der Vergebung von Ar⸗ 


oder Lieferungen hat Niemand Ausſicht als 
der nicht für 
pünktliche und vollſtändige Ausführung 


derjelben — auch in techniſcher Hinſicht — die er⸗ 
forderliche Sicherheit bietet. 


§ 2. Einſicht und Bezug der Verdingungsan⸗ 


ſchläge u. ſ. w. Verdingungsanſchläge, Zeichnungen, 


Bedingungen u. ſ. w. 


find an den in der Ausſchreibung 


bezeichneten Stellen einzuſehen und werden auf Er⸗ 
ſuchen gegen Erſtattung der Selbſtkoſten verabfolgt. 


§ 3. Form und Inhalt der Angebote. Die 


Angebote ſind unter Benutzung der etwa vorgeſchriebenen 
Formulare von den Bewerbern unterſchrieben, mit der 
in der Ausſchreibung geforderten Ueberſchrift verſehen, 
verſiegelt und frankirt bis zu dem angegebenen Ter⸗ 


mine einzureichen. 
A. 


Die Angebote müſſen enthalten: 
die ausdrückliche Erklärung, daß der Bewerber 
ſich den Bedingungen, welche der Ausſchreibung 
zu Grunde gelegt ſind, unterwirft; 


„die Angabe der geforderten Preiſe nach Reichs⸗ 


währung, und zwar ſowohl die Angabe der 
Preiſe für die Einheiten als auch der Geſammt⸗ 
forderung; ſtimmt die Geſammtforderung mit 
den Einheitspreiſen nicht überein, ſo ſollen die 
letzteren maßgebend ſein; 


die genaue Bezeichnung und Adreſſe des Be— 


werbers; 


ſeitens gemeinſchaſtlich bietender Perſonen die 


Erklärung, daß ſie ſich für das Angebot ſolidariſch 
verbindlich machen, und die Bezeichnung eines 
zur Geſchäftsführung und zur Empfangnahme 
der Zahlungen Bevollmächtigtigten; letzteres Er⸗ 
forderniß gilt auch für die Gebote von Geſell⸗ 
ſchaften; 


nähere Angaben über die Bezeichnung der etwa 


mit eingereichten Proben. Die Proben ſelbſt 
müſſen ebenfalls vor dem Bietungstermine ein⸗ 
geſandt und derartig bezeichnet fein, daß ſich 
ohne weiteres erkennen läßt, zu welchem Angebot 
ſie gehören; 

die etwa vorgeſchriebenen Angaben über die Be⸗ 
zugsquellen von Fabrikaten. 

Angebote, welche dieſen Vorſchriften nicht 
entſprechen, inbeſondere ſolche, welche bis zu 
der feſtgeſetzten Terminsſtunde bei der Behörde 
nicht eingegangen ſind, welche bezüglich des 
Gegenſtandes von der Ausſchreibung ſelbſt ab⸗ 
weichen, oder das Gebot an Sonderbedingungen 
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knüpfen, haben leine Ausſicht auf Berückſichtigung. 
Es ſollen indeſſen ſolche Angebote nicht aus⸗ 
geſchloſſen ſein, in welchen der Bewerber erklärt, 
ſich nur während einer kürzeren als der in der 
Ausſchreibung angegebenen Zuſchlagsfriſt an ſein 
Angebot gebunden halten zu wollen. 

N 8 4. Wirkung des Angebots. Die Bewerber 
bleiben von dem Eintreffen des Angebots bei der aus⸗ 
ſchreienden Behörde bis zum Ablauf der feſtgeſetzten 
Zuſchlagsfriſt beziehungsweiſe der von ihnen bezeich- 
neten kürzeren Friſt ($ 3 letzter Abſatz) an ihre An- 
5 ote gebunden. Die Bewerber unterwerfen ſich mit 
Abgabe des Angebots in Bezug auf alle für ſie daraus 
entſtehenden Verbindlichkeiten der Gerichtsbarkeit des 
Ortes, an welchem die ausſchreibende Behörde ihren 
Sitz hat und woſelbſt auch ſie auf Erfordern Domicil 
nehmen müſſen. 

§ 5. Zulaſſung zum Eröffnungstermin. Den 
Bewerbern und deren Bevollmächtigten ſteht der Zu⸗ 
tritt zu dem Eröffnungstermine frei. Eine Veröffent⸗ 
lichung der abgegebenen Gebote iſt nicht geſtattet. 

8 6. Ertheilung des Zuſchlages. Der Zuſchlag 
wird von dem ausſchreibenden Beamten oder von der 
ausſchreibenden Behörde oder von einer dieſer über⸗ 
geordneten Behörde entweder im Eröffnungstermine 
zu dem von dem gewählten Unternehmer mitzuvoll⸗ 
ziehenden Protokoll oder durch beſondere ſchriftliche 
Mittheilung ertheilt. Letzterenfalls iſt derſelbe mit 
bindender Kraft erfolgt, wenn die Benachrichtigung 
hiervon innerhalb der Zuſchlagsfriſt als Depeſche oder 
Brief dem Telegraphen⸗ oder Poſt⸗Amt zur Beförde⸗ 
rung an die in dem Augebot bezeichnete Adreſſe über⸗ 
geben worden iſt. Ai 

Trifft die Benachrichtigung trotz rechtzeitiger 
Abſendung erſt nach demjenigen Zeitpunkt bei dem 
Fumpfänger ein, für welchen dieſer bei ordnungsmäßiger 
8 eförderung den Eingang eines rechtzeitig abgeſendeten 
Ane erwarten darf, ſo iſt der Empfänger an ſein 
nagebot nicht mehr gebunden, falls er ohne Verzug 
9 dem verſpäteten Eintreffen der Zuſchlagserklärung 
on ſeinem Rücktritt Nachricht gegeben hat. 
Zuſ Nachricht an diejenigen Bewerber, welche den 
Die 8 nicht erhalten, wird nur dann ertheilt, wenn 

0 elben bei Einreichung des Angebots unter Bei⸗ 
alle des erforderlichen Frankaturbetrages einen des⸗ 
19 Wunſch zu erkennen gegeben haben. Proben 
An I nur dann zurückgegeben, wenn dies in dem 
fol 1 otſchreiben ausdrücklich verlangt wird, und er: 
treffe un die Rückſendung auf Koſten des be⸗ 
1 355 en Bewerbers. Eine Rückgabe findet im Falle 
% nnahme des Angebots nicht ſtatt; ebenſo kann 
in Falle der Ablehnung deſſelben die Rückgabe in⸗ 
Prüft nicht verlangt werden, als die Proben bei den 

rüfungen verbraucht ſind. Eingereichte Entwürfe 
werden auf Verlangen zurückgegeben. 

u Den Empfang des Zuſchlagsſchreibens hat der 
nternehmer umgehend ſchriftlich zu beſtätigen. 
$ 7. Vertragsabſchluß. Der Bewerber, welcher 


den Zuſchlag erhält, iſt verpflichtet, auf Erfordern 
über den durch die Ertheilung des Zuſchlages zu 
Stande gekommenen Vertrag eine ſchriflliche Urkunde 
zu vollziehen. Sofern die Unterſchrift des Bewerbers 
der Behörde nicht bekannt iſt, bleibt vorbehalten, eine 
Beglaubigung derſelben zu verlangen. Die der Aus⸗ 
ſchreibung zu Grunde liegenden Verdingungsanſchläge, 
Zeichnungen u. ſ. w, welche bereits durch das An⸗ 
gebot anerkannt ſind, hat der Bewerber bei Anſchluß 
des Vertrages mit zu unterzeichnen. 

§ 8. Kautionsſtellung. Innerhalb 14 Tagen 
nach der Ertheilung des Zuſchlages hat der Unter⸗ 
nehmer die vorgeſchriebene Kaution zu beſtellen, 
widrigenfalls die Behörde befugt it, von dem Ver⸗ 
trage zurückzutreten und Schadenerſatz zu beanſpruchen. 

$ 9. Koſten der Ausſchreibung. Zu den durch 
die Ausſchreibung ſelbſt entſtehenden Koſten hat der 
Unternehmer nicht beizutragen. 

Königliche Regierung. 
Allgemeine Vertragsbedingungen 


ür 
die Ausführung von Hochbauten. 


81. 
Gegenſtand des Vertrages. 

Den Gegenſtand des Unternehmens bildet die 
Herſtellung der im Vertrage bezeichneten Bauwerke. 
Im Einzelnen beſtimmt ſich Art und Umfang der dem 
Unternehmer obliegenden Leiſtungen nach den Ver⸗ 
dingungsanſchlägen, den zugehörigen Zeichnungen und 
ſonſtigen als zum Vertrage gehörig bezeichneten Unter⸗ 
lagen. Die in den Verdingungsanſchlägen angenom⸗ 
menen Vorderſätze unterliegen jedoch denjenigen näheren 
Feſtſtellungen, welche — ohne weſentliche Aenderung 
der dem Vertrage zu Grunde gelegten Bau⸗Entwürfe — 
bei der Ausführung der betreffenden Bauwerke ſich 
ergeben. 

Abänderungen der Bau-Entwürfe anzuordnen, 
bleibt der bauleitenden Behörde vorbehalten. Leiſtun⸗ 
gen, welche in den Bau-Entwürfen nicht vorgeſehen 
find, können dem Unternehmer nur mit feiner Zu— 
ſtimmung übertragen werden. 
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Berechnung der Vergütung. 

Die dem Unternehmer zukommende Vergütung 
wird nach den wirklichen Leiſtungen bezw. Lieferungen 
unter Zugrundelegung der vertragsmäßigen Einheits⸗ 
preiſe berechnet. l 

Die Vergütung für Tagelohnsarbeiten erfolgt 
nad) den vertragsmäßig vereinbarten Lohnſätzen. 
Ausſchluß einer beſonderen Vergütung 

für Nebenleiſtungen, Vorhalten von 
Werkzeug und Geräthen, Rüſtungen ıc. 

Inſoweit in den Verdingungs⸗Anſchlägen für 
Nebenleiſtungen, ſowie für das Vorhalten von Werk⸗ 
zeug und Geräthen, Rüſtungen ꝛc. nicht beſondere 
Preisanſätze vorgeſehen ſind, umfaſſen die vereinbarten 
Preiſe und Tagelohnsſätze zugleich die Vergütung für 


bie zur planmäßigen Herſtellung des Bauwerks ge⸗ 
hörenden Nebenleiſtungen aller Art, insbeſondere auch 
für die Heranſchaffung der zu den Bauarbeiten er: 
forderlichen Materialien aus den auf der Bauſtelle 
befindlichen Lagerplätzen nach der Verwendungsſtelle 
am Bau, ſowie die Entſchädigung für Vorhaltung von 
Werkzeug, Geräthen ıc. 

Auch die Geſtellung der zu den Abſteckungen, 
Hohenmeſſungen und Abnahmevermeſſungen erforder⸗ 
lichen Arbeitskräfte und Geräthe liegt dem Unternehmer 
ob, ohne daß demſelben eine beſondere Entſchädigung 
hierfür gewährt wird, jedoch wird dieſe Geſtellung 
für die Höhenmeſſungen bei den Waſſerbauten nicht 
verlangt. 

N 8 
Mehrleiſtungen gegen den Vertrag. 

Ohne ausdrückliche ſchriftliche Anordnung oder 
Genehmigung des bauleitenden Veamten darf der 
Unternehmer keinerlei vom Vertrage abweichende oder 
im Verdingungsanſchlage nicht vorgeſehene Arbeiten 
oder Lieferungen ausführen. 

Dieſem Verbot zuwider einſeitig von dem Unter: 
nehmer bewirkte Leiſtungen iſt der bauleitende Beamte 
ebenſo wie die bauleitende Behörde befugt, auf deſſen 
Gefahr und Koſten wieder beſeitigen zu laſſen; auch 
hat der Unternehmer nicht nur keinerlei Vergütung 
für derartige Arbeiten und Lieferungen zu beanſpruchen, 
ſondern muß auch für allen Schaden aufkommen, 
welcher etwa durch dieſe Abweichungen vom Vertrage 
für die Staatskaſſe enſtanden iſt. 

8 4 


Minderleiſtung gegen den Vertrag. 

Bleiben die ausgeführten Arbeiten oder Liefe⸗ 
rungen zufolge der von der bauleitenden Behörde oder 
dem bauleitenden Beamten getroffenen Anordnungen 
unter der im Vertrage feſtverdungenen Menge zurück, ſo 
hat der Unternehmer Anſpruch auf den Erſatz des ihm 
nachweislich hieraus entſtandenen wirklichen Schadens. 

Nothigenfalls entſcheidet hierüber das Schieds⸗ 
gericht (§ 19). 

Beginn, Fortführung und Vollendung 
der Arbeiten e., Konventionalſtrafe. 

Der Beginn, die Fortführung und Vollendung 
der Arbeiten und Lieferungen hat nach den in den 
beſonderen Bedingungen feſtgeſetzten Friſten zu erfolgen. 

Iſt über den Beginn der Arbeiten ww. in den 
beſonderen Bedingungen eine Vereinbarung nicht ent: 
halten, ſo hat der Unternehmer ſpäteſtens 14 Tage 
nach ſchriftlicher Aufforderung Seitens des bauleitenden 
Beamten mit den Arbeiten oder Lieferungen zu be⸗ 
ginnen. 

Die Arbeit oder Lieferung muß im Verhältniß 
zu den bedungenen Vollendungsfriſten fortgeſetzt an⸗ 
gemeſſen gefördert werden. 

Die Zahl der zu verwendenden Arbeitskräfte und 
Geräthe, ſowie die Vorräthe an Materialien müſſen 
allzeit den übernommenen Leiſtungen entſprechen. 


— 
— 


Eine im Vertrage bedungene Konventionalſtrafe 
gilt nicht für erlaſſen, wenn die verſpätete Vertrags⸗ 
erfüllung ganz oder theilweiſe ohne Vorbehalt ange⸗ 
nommen worden iſt. 

Eine tageweiſe zu berechnende Konventionalſtrafe 
für verſpätete Ausführung von Bauarbeiten bleibt für 
die in die Zeit einer Verzögerung fallenden Sonntage 
und allgemeinen Feiertage außer Anſatz. 

6 


Hinderungen der Bauausführung. 

Glaubt der Unternehmer ſich in der ordnungs⸗ 
mäßigen Fortführung der übernommenen Arbeiten durch 
Anordnungen der bauleitenden Behörde oder des bau⸗ 
leitenden B'amten oder durch das nicht gehörige Fort⸗ 
ſchreiten der Arbeiten anderer Unternehmer behindert, 
ſo hat er bei dem bauleitenden Beamten oder der bau— 
leitenden Behörde hiervon ſofort Anzeige zu erſtatten. 


Andernfalls werden ſchon wegen der unterlaſſenen 
Anzeige keinerlei auf die betreffenden, angeblich hin⸗ 
dernden, Umſtände begründete Anſprüche oder Ein⸗ 
wendungen zugelaſſen. 

Nach Beſeitigung derartiger Hinderungen ſind 
die Arbeiten ohne weitere Aufforderung ungeſäumt 
wieder aufzunehmen. 

Der bauleitenden Behörde bleibt vorbehalten, 
falls die bezüglichen Beſchwerden des Unternehmers 
für begründet zu erachten find, eine angemeſſene Ver⸗ 
längerung der im Vertrage feſtgeſetzten Vollendungs⸗ 
friſten — längſtens bis zur Dauer der betreffenden 
Arbeitehinderung — zu bewilligen. 

Für die bei Eintritt einer Unterbrechung der 
Bauausführung bereits ausgeführten Leiſtungen erhält 
der Unternehmer die den vertragsmäßig bedungenen 
Preiſen entſprechende Vergütung. Iſt für verſchieden⸗ 
werthige Leiſtungen ein nach dem Durchſchnitt be: 
meſſener Einheitspreis vereinbart, fo iſt unter Berück⸗ 
ſichtigung des höheren oder geringeren Werthes der 
ausgeführten Leiſtungen gegenüber den noch rückſtändi⸗ 
gen ein von dem verabredeten Durchſchnittspreiſe ent⸗ 
ſprechend abweichender neuer Einheitspreis für das 
Geleiſtete beſonders zu ermitteln und darnach die zu 
gewährende Vergütung zu berechnen. 

Außerdem kann der Unternehmer im Falle einer 
Unterbrechung oder gänzlichen Abſtandnahme vor der 
Bauausführung den Erſatz des ihm nachweislich ent⸗ 
ſtandenen wirklichen Schadens beanſpruchen, wenn die 
die Fortſetzung des Baues hindernden Umſtände ent⸗ 
weder von der bauleitenden Behörde und deren Or: 
ganen verſchuldet ſind, oder — inſoweit zufällige, von 
dem Willen der Behörde unabhängige Umſtände in 
Frage ſtehen, — ſich auf Seiten der bauleitenden Be⸗ 
hörde zugetragen haben. 

Eine Entſchädigung für entgangenen Gewinn 
kann in keinem Falle beanſprucht werden. 


In gleicher Weiſe iſt der Unternehmer zum 
Schadenerſatz verpflichtet, wenn die betreffenden die 
Fortführung des Baues hindernden Umſtände von ihm 
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e ſind, oder auf ſeiner Seite ſich zugetragen 
haben. 
Auf die gegen den Unternehmer geltend zu 
machenden Schadenerſatzforderungen kommen die etwa 
eingezogenen oder verwirkten Konventionalſtraſen in 
Anrechnung. Iſt die Schadenerſatzforderung niedriger 
als die Konventionalſtrafe, ſo kommt nur die letztere 
zur Einziehung. 

In Ermangelung gütlicher Einigung entſcheidet 
über die bezüglichen Anſprüche das Schiedsgericht. (§ 19.) 

Dauert die Unterbrechung der Bauausführung 
länger als 6 Monate, ſo ſteht jeder der beiden Ver⸗ 
tragsparteien der Rücktritt vom Vertrage frei. Die 
Rücktrittserklärung muß ſchriftlich und ſpäteſtens 
14 Tage nach Ablauf jener 6 Monate dem anderen 
Theile zugeſtellt werden; andernfalls bleibt — unbe⸗ 
ſchadet der inzwiſchen etwa erwachſenden Anſprüche 
auf Schadenerſatz oder Konventionalſtrafe — der Ver⸗ 
trag mit der Maßgabe in Kraft, daß die in demſelben 
ausbedungene Vollendungsfriſt um die Dauer der Bau⸗ 
Unterbrechung verlängert wird. 

3 7 


Güte der Arbeitsleiſtungen und der 
Materialien. 

Die Arbeit sleiſtungen müſſen den beiten Regeln 
der Technik und den beſonderen Beſtimmungen des 
Verdingungs⸗Anſchlages und des Vertrages entſprechen. 

Bei den Arbeiten dürfen nur tüchtige und geübte 
Arbeiter beſchäftigt werden. 

Arbeitsleiſtungen, welche der bauleitende Beamte 
den gedachten Bedingungen nicht entſprechend findet, 
ſind ſofort, und unter Ausſchluß der Anrufung eines 
Schiedsgerichts, zu beſeitigen und durch untadelhafte 
zu erſetzen. Für hierbei entſtehende Verluſte an Ma: 
terialien hat der Unternehmer die Staatskaſſe ſchadlos 
zu halten. 

Arbeiter, welche nach dem Urtheile des bau⸗ 
leitenden Beamten untüchtig find, nüſſen auf Verlangen 
entlaſſen und durch tüchtige erſetzt werden. 

Materialien, welche dem Anſchlage bezw. den 
beſonderen Bedingungen oder den dem Vertrag zu 
Grunde gelegten Proben nicht entſprechen, ſind auf 
Anordnung des bauleitenden Beamten innerhalb einer 
von ihm zu beſtimmenden Friſt von der Bauſtelle zu 
entfernen. 

Behufs Ueberwachung der Ausführung der Arbeiten 
ſteht dem bauleitenden Beamten oder den von dem⸗ 
elben zu beauftragenden Perſonen jederzeit während 
der Arbeitsſtunden der Zutritt zu den Arbeitsplätzen 
und Werkſtätten frei, in welchem zu dem Unternehmen 
gehörige Arbeiten angefertigt werden. 

> 8 


Erfüllung der dem Unternehmer, 
Handwerkern und Arbeitern gegenüber 
obliegenden Verbindlichkeiten. 

Der Unternehmer hat der bauleitenden Behörde 
und dem bauleitenden Beamten über die mit Hand⸗ 
werkern und Arbeitern in Betreff der Ausführung der 


Arbeit geſchloſſenen Verträge jederzeit auf Erſordern 
Auskunft zu ertheilen. 

Sollte das angemeſſene Fortſchreiten der Arbeiten 
dadurch in Frage geſtellt werden, daß der Unternehmer 
Handwerkern oder Arbeitern gegenüber die Ver⸗ 
pflichtungen aus dem Arbeitsvertrage nicht oder nicht 
pünktlich erfüllt, ſo bleibt der bauleitenden Behörde 
das Recht vorbehalten, die von dent Unternehmer ge⸗ 
ſchuldeten Beträge für deſſen Rechnung unmittelbar 
an die Berechtigten zu zahlen. Der Unternehmer hat 
die hierzu erforderlichen Unterlagen, Lohnliſten ꝛc. der 
bauleitenden Behörde bezw. dem bauleitenden Beamten 
zur Verfügung zu ſtellen. 

9 


Entziehung der e e 

Die bauleitende Behörde iſt befugt, dem Unter⸗ 
nehmer die Arbeiten und Lieferungen ganz oder theil⸗ 
weiſe zu entziehen und den noch nicht vollendeten Theil 
auf ſeine Koſten ausführen zu laſſen oder ſelbſt fur 
ſeine Rechnung auszuführen, wenn 

a) ſeine Leiſtungen untüchtig ſind, oder 

p) die Arbeiten nach Maßgabe der verlaufenen 
Zeit nicht genügend gefördert ſind, oder 

e) der Unternehmer den von der bauleitenden Be⸗ 
hörde gemäß 8 8 getroffenen Anordnungen nicht 
nachkommt. 

Vor der Entziehung der Arbeiten ꝛc. iſt der 
Unternehmer zur Beſeitigung der vorliegenden Mängel, 
bezw. zur Befolgung der getroffenen Anordnungen 
unter Bewilligung einer angemeſſenen Friſt aufzu⸗ 
fordern. 

Von der verfügten Arbeitsentziehung wird dem 
Unternehmer durch eingeſchriebenen Brief Eröffnung 
gemacht. 

Auf die Berechnung der für die ansgeführten 
Leiſtungen der Unternehmer zuſtehenden Vergütung 
und den Umfang der Verpflichtung deſſelben zum 
Schadenerſatz finden die Beſtimmungen in § 6 gleich⸗ 
mäßige Anwendung. 

Nach beendeter Arbeit oder Lieferung wird dem 
Unternehmer eine Abrechnung über die für ihn ſich 
ergebende Forderung und Schuld mitgetheilt. 

Abſchlagszahlungen können im Falle der Arbeits⸗ 
entziehung dem Unternehmer nur innerhalb desjenigen 
Betrages gewährt werden, welcher als ſicheres Gut⸗ 
haben deſſelben unter Berückſichtigung der entſtandenen 


Gegenanſprüche ermittelt iſt. 

Ueber die in Folge der 
zu erhebenden vermögensrechtliche 
ſcheidet in Ermangelung gütlicher 


Schiedsgericht. (8 en 


Arbeitsentziehung etwa 
Anſprüche ent⸗ 
Einigung das 


J e 
Ordnungsvorſchriften. 
Der Unternehmer oder deſſen Vertreter muß ſich 
zufolge Aufforderung des bauleitenden Beamten auf 
der Bauſtelle einfinden, ſo oft nach dem Ermeſſen des 


Letzteren die zutreffenden baulichen Anordnungen ein 
mündliches Benehmen auf der Bauſtelle erforderlich 


machen. Die ſämmllichen auf dem Bau beſchäftigten 
Bevollmächtigten, Gehülfen und Arbeiter des Unter⸗ 
nehmers ſind bezüglich der Bauausführung und der 
Aufrechterhaltung der Ordnung auf dem Bauplatze 
den Anordnungen des bauleitenden Beamten bezw. 
deſſen Stellvertreters unterworfen. Im Falle des 
Ungehorſams kann ihre ſofortige Entfernung von der 
Bauſtelle verlangt werden. 


Der Unternehmer hat, wenn nicht ein Anderes 
ausdrücklich vereinbart worden iſt, für das Unter⸗ 
kommen ſeiner Arbeiter, inſoweit dies von dem bau— 
leitenden Beamten für erforderlich erachtet wird, ſelbſt 
zu ſorgen. Er muß für ſeine Arbeiter auf eigene 
Koſten an den ihm angewieſenen Orten die nöthigen 
Abtritte herſtellen, ſowie für deren regelmäßige Reini⸗ 
gung, Desinfektion und demnächſtige Beſeitigung Sorge 
tragen. 

Für die Bewachung ſeiner Gerüſte, Werkzeuge, 
Geräthe ꝛc., ſowie ſeiner auf der Bauſtelle lagernden 
Materialien Sorge zu tragen, ift lediglich Sache des 
Unternehmers. 

Mitbenutzung von Rüſtungen. 

Die von dem Unternehmer hergeſtellten Rüſtun— 
gen find während ihres Beſtehens auch anderen Bau— 
handwerkern unentgeltlich zur Benutzung zu überlaſſen. 
Aenderungen an den Rüſtungen im Intereſſe der be- 
quemeren Benutzung Seitens der übrigen Bauhand⸗ 
werker vorzunehmen, iſt der Unternehmer nicht ver: 
pflichtet. 

8 11. 


Beobachtung ſ polizeilicher Vorſchriften. 
Haftung des Unternehmers für ſeine 
Angeſtellten x. 

Für die Befolgung der für Bauausführungen 
beſtehenden polizeilichen Vorſchriften und der etwa be⸗ 
ſonders ergehenden polizeilichen Anordnungen iſt der 
Unternehmer für den ganzen Umfang ſeiner vertrags⸗ 
mäßigen Verpflichtungen verantwortlich. Koſten, welche 
ihm dadurch erwachſen, können der Staatskaſſe gegen⸗ 
über nicht in Rechnung geſtellt werden. 


Der Unternehmer trägt insbeſondere die Ver: 
antwortung für die gehörige Stärke und ſonſtige 
Tüchtigkeit der Rüſtungen, Transportbrücken pp. 
Dieſer Verantwortung unbeſchadet iſt er aber auch 
verpflichtet. eine von dem bauleitenden Beamten an- 
geordnete Ergänzung und Verſtärkung der Rüſtungen, 
Transportbrücken pp. unverzüglich und auf eigene 
Koſten zu bewirken. 

Für alle Anſprüche, die wegen einer ihm ſelbſt 
oder ſeinen Bevollmächtigten, Gehülfen oder Arbeitern 
zur Laſt fallenden Vernachläſſigung polizeilicher Vor⸗ 
ſchriften an die Verwaltung erhoben werden, hat der 
Unternehmer in jeder Hinſicht aufzukommen. 

Ueberhaupt haftet er in Ausführung des Ver⸗ 
trages für alle Handlungen ſeiner Bevollmächtigten, 
Gehülfen und Arbeiter perſönlich. Er hat insbeſondere 
jeden Schaden an Perſon oder Eigenthum zu ver⸗ 
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treten, welcher durch ihn oder ſeine Organe Dritten 
oder der Staatskaſſe zugefügt wird. 
Krankenverſicherung der Arbeiter. 

Der Unternehmer iſt verpflichtet, in Gemäßheit 
des Geſetzes über die Krankenverſicherung der Arbeiter 
vom 15. Juni 1883 (R.⸗G.⸗Bl. S. 73) die Ver: 
ſicherung der von ihm bei der Bauausführung bes 
ſchäftigten Perſonen gegen Krankheit zu bewirken, ſo⸗ 
weit dieſelben nicht bereits nachweislich Mitglieder 
einer den geſetzlichen Anforderungen entſprechenden 
Krankenkaſſe ſind. 

Auf Verlangen der bauleitenden Behörde hat 
er gemäß § 70 des genannten Geſetzes gegen Be: 
ſtellung ausreichender Sicherheit eine den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes entſprechende Baukrankenkaſſe entweder 
für ſeine nicht bereits anderweitig verſicherten ver⸗ 
ſicherungspflichtigen Arbeiter und Angeſtellten allein, 
oder mit anderen Unternehmern, welchen die Ausführung 
von Arbeiten auf eigene Rechnung übertragen wird, 
gemeinſam zu errichten. 

Wird ihm dieſe Verpflichtung nicht auferlegt, 
errichtet jedoch die bauleitende Behörde ſelbſt eine 
Baukrankenkaſſe, jo hat er ſeine nicht bereits ander: 
weitig verſicherten verſicherungspflichtigen Arbeiter und 
Angeftellten in dieſe Kaffe aufnehmen zu laſſen und 
erkennt das Statut derſelben in allen Beſtimmungen 
als verbindlich an. Zu den Koſten der Rechnungs— 
und Kaſſenführung der Baukrankenkaſſe hat er in dieſem 
Falle auf Verlangen der bauleitenden Behörde einen 
von derſelben feſtzuſetzenden Beitrag zu leiſten. 

Unterläßt es der Unternehmer, die Kranken⸗ 
verſicherung der von ihm beſchäftigten verſicherungs⸗ 
pflichtigen Perſonen zu bewirken, ſo iſt er verpflichtet, 
alle Aufwendungen zu erſtatten, welche etwa der bau— 
leitenden Behörde hinſichtlich der von ihm beſchäftigten 
Perſonen durch Erfüllung der aus dem Reichsgeſetze 
vom 15. Juni 1883 ſich ergebenden Verpflichtungen 
erwachſen. 

Etwaige in dieſem Falle von der Baukrankenkaſſe 
ſtatutemnäßig geleiſtete Unterſtützungen find von dem 
Unternehmer gleichfalls zu erſetzen. 

Der Unternehmer erklärt hiermit ausdrücklich 
die von ihm geſtellte Kaution auch für die Erfüllung 
der ſämmtlichen vorſtehend bezeichneten Verpflichtungen 
in Bezug auf die Arbeiter⸗Krankenverſicherung haftbar. 

a. 


Haftpflicht des Unternehmers bei 

Eingriffen deſſelben in die Rechte Dritter. 

Für Beſchädigungen angrenzender Ländereien, 
insbeſondere durch Entnahme, durch Auflagerung von 
Erde und anderen Materialien außerhalb der ſchrift⸗ 
lich dazu angewieſenen Flächen, oder durch unbefugtes 
Betreten, ingleichen für die Folgen eigenmächtiger 
Verſperrungen von Wegen oder Waſſerläufen haftet 
ausſchließlich der Unternehmer, mögen dieſe Handlungen 
von ihm oder von ſeinen Bevollmächtigten, Gehilfen 
oder Arbeitern vorgenommen ſein. 

Für den Fall einer ſolchen widerrechtlichen und 
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nach pflichtmäßiger Ueberzeugung der Verwaltung dem 
Unternehmer zur Laſt fallenden Beſchädigung erklärt 
ſich derſelbe damit einverſtanden, daß die bauleitende 
Behörde auf Verlangen des Beſchädigten durch einen 
nach Anhörung des Unternehmers von ihr zu wählenden 
Sachverſtändigen auf ſeine Koſten den Betrag des 
Schadens ermittelt und für ſeine Rechnung an den 
Beſchädigten auszahlt, im Falle eines rechtlichen 
Zahlungs⸗Hinderniſſes aber hinterlegt, ſofern die Zahlung 
oder Hinterlegung mit der Maßgabe erfolgt, daß dem 
Unternehmer die Rückforderung für den Fall vorbe⸗ 
halten bleibt, daß auf ſeine gerichtliche Klage dem Be⸗ 
ſchädigten der Erſatzanſpruch ganz oder theilweiſe ab- 
erkannt werden ſollte. 
11% 
Aufmefiungen während des Baues und 
Abnahme. 

Der bauleitende Beamte iſt berechtigt, zu ver⸗ 
langen, daß über alle ſpäter nicht mehr nachzumeſſende 
Arbeiten von den beiderſeits zu bezeichnenden Be⸗ 
auftragten während der Ausführung gegenſeitig an⸗ 
zuerkennende Notizen geführt werden, welche demnächſt 
der Berechnung zu Grunde zu legen ſind. 

Von der Vollendung der Arbeiten oder Lieferun⸗ 
gen hat der Unternehmer dem bauleitenden Beamten 
durch eingeſchriebenen Brief Anzeige zu machen, woranf 
der Termin für die Abnahme mit thunlichſter Be⸗ 
ſchleunigung anberaumt und dem Unternehmer ſchrift⸗ 
lich gegen Behändigungsſchein oder mittelſt eingeſchrie⸗ 
benen Briefes bekannt gegeben wird. 

Ueber die Abnahme wird in der Regel eine Ver⸗ 
handlung aufgenommen; auf Verlangen des Unter: 
nehmers muß dies geſchehen. Die Verhandlung iſt 
von dem Unternehmer bezw. dem für denſelben etwa 
erſchienenen Stellvertreter mit zu vollziehen. 

Von der über die Abnahme aufgenommenen Ver⸗ 
handlung wird dem Unternehmer auf Verlangen be⸗ 
glaubigte Abſchrift mitgetheilt. 

Erſcheint in dem zur Abnahme anberaumten 
Termine gehöriger Benachrichtigung ungeachtet weder 
der Unternehmer ſelbſt noch ein Bevollmächtigter des⸗ 
elben, ſo gelten die durch die Organe der bauleitenden 

ehörde bewirkten Aufnahmen, Notirungen ꝛc. als 
anerkannt. B 

Auf die Feſtſtellung des von dem Unternehmer 
Geleiſteten im Falle der Arbeitsentziehung (§ 9) finden 
dieſe Beſtimmungen gleichmäßige Anwendung. 

Me Müſſen Theillieferungen ſofort nach ihrer 
Anlieferung abgenommen werden, ſo bedarf es einer 
eſonderen Benachrichtigung des Unternehmers hiervon 
nicht, vielmehr iſt es Sache deſſelben, für ſeine An⸗ 
weſenheit oder Vertretung bei der Abnahme Sorge 
zu tragen. 

1 
Rechnungsaufſtellung. 

Bezüglich der formellen Aufſtellung der Rechnung, 
welche in der Form, Ausdrucksweiſe, Bezeichnung der 
Räume und Reihenfolge der Poſitionsnummern genau 
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nach dem Verdingungs⸗Anſchlage einzurichten iſt, hat 
der Unternehmer den von der bauleitenden Behörde, 
bezw. dem bauleitenden Beamten geſtellten Anforde⸗ 
rungen zu entſprechen. 

Etwaige Mehrarbeiten ſind in beſonderer Rechnung 
nachzuweiſen, unter deutlichem Hinweis auf die ſchrift⸗ 
lichen Vereinbarungen, welche bezüglich derſelben ge⸗ 
troffen worden ſind. 

* Tagelohnrechnungen. 

Werden im Auftrage des bauleitenden Beamten 
Seitens des Unternehmers Arbeiten im Tagelohn aus⸗ 
geführt, jo iſt die Liſte der hierbei beſchäftigten Ar⸗ 
beiter dem bauleitenden Beamten oder deſſen Ver⸗ 
treter behufs Prüfung ihrer Richtigkeit täglich vor⸗ 
zulegen. Etwaige Ausſtellungen dagegen ſind dem 
Unternehmer binnen längſtes 8 Tagen mitzutheilen. 

Die Tagelohnrechnungen ſind längſtens von 2 
zu 2 Wochen dem bauleitenden Beamten einzureichen. 


Zahlungen. 

»Die Schlußzahlung erfolgt auf die vom Unter⸗ 
nehmer einzureichende Koſtenrechnung alsbald nach 
vollendeter Prüfung und Feſtſtellung derſelben. 

Abſchlagszahlungen werden dem Unternehmer 
in angemeſſenen Friſten auf Antrag, nach Maßgabe 
des jeweilig geleiſteten, bis zu der von dem bau⸗ 
leitenden Beamten mit Sicherheit vertretbaren Höhe 
gewährt. 

Bleiben bei der Schluß Abrechnung Meinungs: 
verſchiedenheiten zwiſchen dem bauleitenden Beamten 
oder der bauleitenden Behörde und dem Unternehmer 
beſtehen, jo ſoll das dem Letzteren unbeſtritten zus 
ſtehende Guthaben demſelben gleichwohl nicht vor: 
enthalten werden. 

Verzicht auf ſpätere Geltendmachung 
aller nicht ausdrücklich vorbehaltenen 
Anſprüche. 

Vor Empfangnahme des von dem bauleitenden 
Beamten oder der bauleitenden Behörde als Reſtgut⸗ 
haben zur Auszahlung angebotenen Betrages muß der 
Unternehmer alle Anſprüche, welche er aus dem Ver⸗ 
tragsverhältniß über die behördlicherſeits anerkannten 
hinaus etwa noch zu haben vermeint, beſtimmt be⸗ 
zeichnen und ſich vorbehalten, widrigenfalls die Geltend⸗ 
machung dieſer Anſprüche ſpäter ausgeſchloſſen iſt. 

Zahlende Kaſſe. 

Alle Zahlungen erfolgen, ſofern nicht in den be⸗ 
ſonderen Bedingungen etwas anderes feſigeſetzt iſt, auf 
der Kaſſe der bauleitenden Behörde. 

0. 
Gewährleiſtung. 

Die in den beſonderen Bedingungen des Ver⸗ 
trages vorgeſehene, in Ermangelung ſolcher nach den 
allgemein geſetzlichen Vorſchriften ſich beſtimmende Friſt 
für die dem Unternehmer obliegende Gewährleiſtung 
für die Güte der Arbeit oder der Materialien beginnt 
mit dem Zeitpunkte der Abnahme der Arbeit oder 
Lieferung. 
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Der Einwand nicht rechtzeitiger Anzeige von 
Mängeln gelieferter Waaren (Art. 347 des Handels— 
geſetzbuches) iſt nicht ſtatthaft. 

16. 


Sicherheitsſtellung. Bürgen. 

Bürgen haben als Selbſtſchuldner in den Ver⸗ 
trag mit einzutreten. 

Kautionen. 4 

Kautionen konnen in baarem Gelde oder giften 
Werthpapieren oder ſicheren — gezogenen — Wechſeln 
oder Sparkaſſenbüchern beſtellt werden. 

Die Schuldverſchreibungen, welche von den 
Deutſchen Reiche oder von einem deutſchen Bunves⸗ 
ftaate ausgeſtellt oder garantirt find, ſowie die Stamm⸗ 
und Stamm ⸗Prioritäts⸗Aktien und die Prioritäts⸗Obli⸗ 
gationen derjenigen Eiſenbahnen, deren Erwerb durch 
den Preußiſchen Staat geſetzlich genehmigt iſt, werden 
zum vollen Kurswerthe als Kaution angenommen. 
Die übrigen bei der Deutſchen Reichsbank beleihbaren 
Effekten werden zu dem daſelbſt beleihbaren Bruchtheil 
des Kurswerthes als Kaution angenommen. 

Die Ergänzung einer in Werthpapieren beſtellten 
Kaution kann gefordert werden, falls in Folge eines 
Kursrückganges der Kurswerth bezw. der zuläſſige 
Bruchtheil deſſelben für den Betrag der Kaution nicht 
mehr Deckung bietet. 

Baar hinterlegte Kautionen werden nicht verzinſt. 
Zinstragenden Werthpapieren ſind die Talons und 
Zinsſcheine, inſoweit bezüglich der letzteren in den be: 
ſonderen Bedingungen nicht etwas Anderes beſtimmt 
wird, beizufügen. Die Zinsſcheine werden fo lange, 
als nicht eine Veräußerung der Werthpapiere zur 
Deckung entſtandener Verbindlichkeiten in Ausſicht ge⸗ 
nommen werden muß, an den Fälligkeitsterminen dem 
Unternehmer ausgehändigt. Für den Umtauſch der 
Talons, die Einlöſung und den Erſatz ausgelooſter 
Werthpapiere ſowie den Erſatz abgelaufener Wechſel 
hat der Unternehmer zu ſorgen. 

Falls der Unternehmer in irgend einer Beziehung 
ſeinen Verbindlichkeiten nicht nachkommt, kann die 
Behörde zu ihrer Schadloshaltung auf dem einfachſten 
geſetzlich zuläſſigen Wege die hinterlegten Werthpapiere 
und Wechſel veräußern bezw. einkaſſiren. 

Die Rückgabe der Kaution, ſoweit dieſelbe für 
Verbindlichkeiten des Unternehmers nicht in Anſpruch 
zu nehmen iſt, erfolgt, nachdem der Unternehmer die 
ihm obliegenden Verpflichtungen vollſtändig erfüllt hat, 
und inſoweit die Kaution zur Sicherung der Garantie⸗ 
verpflichtung dient, nachdem die Garantiezeit abgelaufen 
iſt. In Ermangelung anderweiter Verabredung gilt 
als bedungen, daß die Kaution in ganzer Höhe zur 
Deckung der Garantieverbindlichkeit einzubehalten iſt. 

17 


Uebertragbarkeit des Vertrages. 
Ohne Genehmigung der bauleitenden Behörde 
darf der Unternehmer ſeine vertragsmäßigen Ver⸗ 
pflichtungen nicht auf Andere übertragen. 
Verſällt der Unternehmer vor Erſüllung des 


— 


Vertrages in Konkurs, ſo iſt die bauleitende Behörde 
berechtigt, den Vertrag mit dem Tage der Konkurs⸗ 
eröffnung aufzuheben. 

Bezüglich der in dieſem Falle zu gewährenden 
Vergütung ſowie der Gewährung von Abſchlagszahlungen 
finden die Beſtimmungen des § 9 ſinngemäße An⸗ 
wendung. 

Für den Fall, daß der Unternehmer mit Tode 
abgehen ſollte, bevor der Vertrag vollſtändig erfüllt 
iſt, hat die bauleitende Behörde die Wahl, ob ſie das 
Vertragsverhältniß mit den Erben deſſelben fortſetzen 
oder daſſelbe als aufgelöſt betrachten will. 

18 


Gerichtsſtand. 

Fir die aus dieſem Vertrage entſpringenden 
Rechtsſtreitigkeiten hat der Unternehmer — unbeſchadet 
der im § 19 vorgeſehenen Zuſtändigkeit eines Schieds⸗ 
gerichts — bei dem für den Ort der Bauausführung 
zuſtändigen Gerichte Recht zu nehmen. 

19 


Schiedsgericht. 

Streitigkeiten über die durch den Vertrag be⸗ 
gründeten Rechte und Pflichten ſowie über die Aus- 
führung des Vertrages find zunächſt der vertrag⸗ 
ſchließenden Behörde zur Entſcheidung vorzulegen. 

Die Entſcheidung dieſer Behörde gilt als an⸗ 
erkannt, falls der Unternehmer nicht binnen 4 Wochen 
vom Tage der Zuſtellung derſelben der Behörde anzeigt, 
daß er auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung antrage. 

Die Fortführung der Bauarbeiten nach Maßgabe 
der von der Verwaltung getroffenen Anordnungen darf 
hierdurch nicht aufgehalten werden. 

Auf das ſchiedsrichterliche Verfahren finden die 

Vorſchriften der Deutſchen Zivilprozeßordnung vom 30. 
Januar 1877 §8 851 bis 872 Anwendung. 
Falls über die Bildung des Schiedsgerichts durch 
die beſonderen Vertragsbedingungen abweichende Vor⸗ 
ſchriften nicht getroffen ſind, ernennen die Verwaltung 
und der Unternehmer je einen Schiedsrichter. Dieſelben 
ſollen nicht gewählt werden aus der Zahl der un⸗ 
mittelbar Betheiligten oder derjenigen Beamten, zu 
deren Geſchäftskreis die Angelegenheit gehört hat. 

Falls die Schiedsrichter ſich über einen gemein⸗ 
ſamen Schiedsſpruch nicht einigen können, wird das 
Schiedsgericht durch einen Obmann ergänzt. Derſelbe 
wird von den Schiedsrichtern gewählt, oder, wenn 
dieſe ſich nicht einigen können, von dem Präſidenten 
derjenigen benachbarten Provinzialbehörde deſſelben 
Verwaltungszweigs ernannt, deren Sitz dem Sitze der 
vertragſchließenden Behörde am nächſten belegen iſt. 

Der Obmann hat die weiteren Verhandlungen 
zu leiten und darüber zu befinden, ob und inwieweit 
eine Ergänzung der bisherigen Verhandlungen (Be⸗ 
weisaufnahmen u. ſ. w.) ſtattzufinden hat. Die Ent⸗ 
ſcheidung über den Streitgegenſtand erfolgt dagegen 
nach Stimmenmehrheit. 

Beſtehen in Beziehung auf Summen, über welche 
zu entſcheiden iſt, mehr als zwei Meinungen, jo wird 


die für die größte Summe abgegebene Stimme der für Littr. B Nr. 
die zunächſt geringere abgegebenen hinzugerechnet. 

E Ueber die Tragung der Koſten des ſchiederichter⸗ 

lichen Verfahrens entſcheidet das Schiedsgericht nach LU, 


billigem Ermeſſen. 
„Wird der Schiedsſpruch in den im § 867 der 
Zivilprozeßordnung bezeichneten Fällen aufgehoben, ſo 


hat die Entſcheidung des Streitfalls im ordentlichen 4¼& /, Littr. H Nr 
Rechtswege zu erfolgen. . 
x 4% Littr. J Nr 
Koſten und Stempel. hr 1 

Briefe und Depeſchen, welche den Abſchluß und 

die Ausführung des Vertrages betreffen, werden beider⸗ 
ſeits frankirt. BEE, 

Die Portokoſten für ſolche Geld⸗ und ſonſtigen 
Sendungen, welche im ausſchließlichen Intereſſe des n 


Unternehmers erfolgen, trägt der Letztere. 
Die Koſten des Vertragsſtempels trägt der Unter⸗ 3 
nehmer nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen. 
Die übrigen Koſten des Vertragsabſchluſſes fallen 


½ % Pittr. 
N 


jedem Theile zur Hälfte zur Laſt. a 
Königliche Regierung. „ 
— — werden ihren 


Vorſtehende Bedingungen werden hierdurch wieder⸗ 
holt zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Marienwerder, den 28. März 1898. 
Der Negierungs⸗Präſident. 


Bekanntmachung. 

Am 15. April tritt in Rieſenkirch bei Rieſenburg 
eine Poſtagentur in Wirkſamkeit, welche ihre Ver⸗ 
bindung mit dem Poſtamte in Rieſenburg durch eine 
täglich einmal verkehrende Botenpoſt mit unbeſchränkter 
Beförderung erhält. 

Dem Landbeſtellbezirke der neuen Poſtagentur 
werden folgende Ortſchaften zugetheilt werden: 

Die Ortſchaften Jacobsdorf und Pachutken, ſowie 
ſämmtliche Abbauten von Rieſenkirch. 
Danzig, den 26. März 1898. 

Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. 


Bekanntmachung. 
8 Am 15. April tritt in Schöneich bei Podwitz 
eine Poſtagentur in Wirkſamkeit, welche ihre Ver⸗ 


1) in Pr. bei Herrn 


Nachfolger A. Seidler 
ſtunden baar in E 
Die vorbenannt 


Die Verzinſung 


i verfahren werden. 
2) 
5% Littr. B Nr. 


7. 


bindung mit dem Poſtamte in Graudenz durch eine 4½ / Littr. G Nr 
täglich einmal verkehrende Botenpoft mit unbeſchränkterf 4 Littr. F Nr 
Beförderung zwiſchen Miſchke und Schoneich und mit „ e 
den Bahnpoſten in den Eiſenbahnzügen 201, 205 und D 


206 der Strecke Thorn⸗Marienburg erhält. 
Dem Landbeſtellbezirke der neuen Poſtagentur 3 // Littr. 
werden folgende Ortſchaften zugetheilt werden: 
Jamrau, Horſt und die Abbauten von Schönſee. 
Danzig, den 29. März 1898. 
1 Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. 
3) Aufkündigung von Pfandbriefen des 
Danziger Hypotheken⸗Vereins. 
2 Folgende heute ausgelooſte Pfandbriefe 
5% Littr. A Nr. 1358, 1827, 2051, 2142, 2509, 
269, 2836. 


5 L Nr. 
Danzig, den 15 
13) 


Stadt 


ug 


. 730, 1519, 2172, 
r. 199, 390, 1263. 
r. 16, 174, 1274. 


Die Direktion. 
Polizei⸗Verordnung 
über das Feuerlöſchweſen für die 


1715, 
2809, 
3853, 
1581, 


1398, 2071, 2388, 2484, 
3224, 3312, 3361, 3444, 
4472, 4724. 

2098, 2191, 2247, 2323, 
2426, 2647, 2689, 2835, 2868, 
2915, 2950, 3754, 3864, 3878, 
3904, 4536, 4579. 


128, 242, 693. 


432, 448, 790, 841, 1073. 


0. 
22, 94, 106, 120, 182, 215, 
347, 514, 739, 966, 1178 
1288, 1445, 1643, 2043. 
13, 42, 77, 131, 264, 349, 
498, 653, 815. 
23, 119, 141, 222, 361, 433, 
798, 1048, 1117. 


15, 47, 170, 218. 


16, 45, 63, 159, 347, 499, 
642, 787. 

22, 86, 145, 161, 271, 679. 
31, 43, 48, 98, 131, 765, 774. 
Inhabern hiermit zunt 


1. Inli 1898 gekündigt, mit der Aufforde⸗ 
rung, von da ab deren Nominalbetrag ent⸗ 
weder hier bei uns oder in Berlin bei der 
Preuß. Pfandbriefbank oder in Königsberg 
S. A. Sa mter Nachf. 
in Marienwerder bei Herrn M. Hirſchfeld 


o der 


während der üblichen Geſchäfts⸗ 
mpfang zu nehmen. 
en Pfandbriefe ſind nebſt den 


zugehörigen nach obigem Verfalltage fällig werdenden 
Coupons und Talons in cours fähigem Zuſtande 
abzuliefern; der Betrag der etwa fehlenden Coupons 
wird von der Einlöſungs-Valuta in Abzug gebracht. 


der vorbezeichneten gekündigten 


Pfandbriefe hört mit beſagtem Verfalltage auf und wird 
in Betreff ihrer Valuta nach § 28 unſeres Statuts 


Reſtanten von früheren Looſungen find: 


3263, 5160. . 
4345. 


r. 3, 52, 373. 
r. 86, 


199, 370, 1020, 1313, 
2301, 2508, 2803. 


. 6, 41. 
34. 
551, 625, 764, 811. 


683, 826. 
. März 1898. 
Weiß. 


Hammerſtein. 


Auf Grund der §§ 5 und 6 des Geſetzes über 


die Nolizet: Verwaltung vom 11. März 1850 (G.⸗S. 
S. 265) in Verbindung mit den §§ 143 u. 144 des 
Geſetzes über die Allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (G.⸗S. S. 195) wird für die Stadt 
Hammerſtein mit Zuſtimmung des Magiſtrats nach⸗ 
stehende Polizei-Verordnung erlaſſen. 

51, Der Feuerlöſchdienſt wird geleiſtet: 

a) von den aktiven Mitgliedern der freiwilligen 
Feuerwehr; 

p) von der Pflichtfeuerwehr d. i. den zum Feuer⸗ 
löſchdienſt verpflichteten Einwohnern der Stadt, 
die weder zu den aktiven noch zu den gegen⸗ 
wärtigen 27 paſſiven Mitgliedern der freiwilligen 
Feuerwehr gehören. 

Beide Feuerwehren 
im Sinne des § 113 Abi. 
buchs vom 15. Mai 1871. 

8 2. Die freiwillige Feuerwehr ordnet ihren 
Dienſt im Allgemeinen ſelbſtſtändig nach Maßgabe 
ihrer Statuten und Dienſtvorſchriften. 
§ 3. Von der Polizei⸗Verwaltung wird eine 
Liſte der Perſonen, die zur Pflichtfeuerwehr gehören, 
geführt und jährlich berichtigt. 

§ 4. Die Mannſchaften 
werben einſtweilen eingetheilt in 

a) Druckmannſchaften, 

b) Spritzenmannſchaften, 

6) Waſſerſchöpfmannſchaften, 

d) Abſperrungsmannſchaften. 

Elwa erforderliche Aenderungen in der Ber: 
theilung oder Neubildungen anderer Abtheilungen aus 
der Pflichtfeuerwehr bleiben der Beſtimmung der Po⸗ 
lizei⸗Verwaltung vorbehalten. 

5. Die Druckmannſchaften werden der frei: 
willigen Feuerwehr zugetheilt und ſind zur Bedienung 
des Zubringers beſtimmt. 

§ 6. Die Spritzenmannſchaſten beſorgen das 
Pumpen, Schlauchhalten und Schöpfen an den drei 
übrigen ſtädtiſchen Spritzen, ſowie die Hin⸗ und Kück⸗ 
ſchaffung der Feuerlöſchgeräthe und unterſtehen den 
Befehlen der Spritzenſührer, 

§ 7. Die Waſſerſchöpf⸗Abtheilung verſieht die 
Waſſerküfen mit dem erforderlichen Waſſer und ſorgt, 
ſolange die Geſpanne noch nicht zur Stelle jind, oder 
ſoweit dieſe hierzu nicht ausreichen, für die Herbei⸗ 
ſchaffung des Waſſers zur Brandſtelle. 

88. Die Abſperrungsmannſchaften tragen als 
Abzeichen eine rote Binde um den linken Oberarm. 

§ 9. Die techniſche Leitung des Feuerwehr⸗ 
dienſtes wird dem Leiter der freiwilligen Feuerwehr 
übertragen. 

Dieſe unterſteht, ebenſo wie die geſammte ſtäd⸗ 
tiihe Feuerwehr dein Oberbefehle des Bürgermeiſters 
oder ſeines Stellvertreters. 
| $ 10. Den Anordnungen und Befehlen des 
Leiters (Brandmeiſters) der freiwilligen Feuerwehr 
oder ſeines Stellvertreters, ſowie den Anordnungen 
und Befehlen der einzelnen Abthetlungsſührer it jeder 


bilden eine Schutzwehr 
3 des Reichs⸗Straf-Geſetz⸗ 


der Pflichtfeuerwehr 
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Feuerwehrmann ſowohl bei Bränden wie bei Uebungen 
unverzüglich und unweigerlich Folge zu leiſten verpflichtet. 
Obgleich den Mannſchaften jeder Abtheilung nur 
beſtimmte Dienſte zugewieſen ſind, ſo darf ſich doch 
Niemand weigern, andere Arbeiten zu verrichten. 

§ 11. Zur Vorbereitung für den Feuerloſchdienſt 
werden von der Polizei-Verwaltung Uebungen der 
Feuerwehr veranſtaltet. 

An dieſen Uebungen hat regelmäßig die geſammte 
freiwillige Feuerwehr, zeitweiſe auch die Pflichtfeuer⸗ 
wehr tbeilzunehmen. 

Wird das Erſcheinen der Pflichtfeuerwehr ge⸗ 
fordert, dann wird dies einige Zeit vor der Uebung 
durch Ausruf bekannt gemacht. 

Für dieſe Uebungen gelten alle diejenigen 
ſtimmungen dieſer Verordnung, 
Brandes vorgeſchrieben ſind. 

§ 12. Die Alarmirung der Feuerwehr erfolgt 
in jedem Falle durch den Ruf der Signalhörner und 
zwar durch den bekannten Sammelruf bei Uebungen, 
durch den Feuerruf bei Branden. 

§ 13. Sobald Feuer gemeldet wird, hat jeder 
Feuerwehrmann, der zur Hülfeleiſtung bei der Löſchung 
eines Feuers beſtimmt iſt, ſich unverzüglich auf die ihm 
angewieſene Stelle zu begeben und ſich dort bei ſeinem 
Vorgeſetzten zu melden. 

Jusbeſondere haben: 

a) die zur Spritzen Abtheilung beſtimmten Maun 
ſchaften zu ihren Spritzen und wenn ſie dieſe 
nicht mehr am Aufbewahrungsorte treffen, zur 
Brandſtelle; 

p) die zur Waſſerſchöpf⸗ Abtheilung beſtimmten 
Mannſchaften mit einem Waſſereimer verſehen, 
auf die ihnen angewieſene Schöpfſtelle zu eilen. 

$ 14. Die zum Abholen der Löſchgeräthe 
beſtinunten Geſpannhalter oder ihre Vertreter haben 
ſich mit den Zugpferden ſofort nach dem Spritzenhauſe 
zu begeben, oder falls die Geräthe ſchon abgefahren 
ſind, ohne Verzug nach der Brandſtelle zu eilen und 
dort weitere Weiſungen abzuwarten. 

8 15. Kein zum Feuerlöſchdienſt Verpflichteter 
darf die ihm zugewieſene Stelle verlaſſen, ehe ſein 
Vorgeſetzter den Befehl oder die Erlaubniß dazu ge⸗ 
geben hat. 

Die Pferdebeſitzer oder deren beauftragte dürfen 
ſich mit ihren Pferden nur mit Genehmigung des 
dienſtthuenden Beamten der Polizei Verwaltung ent: 
fernen. 

Branntwein und andere berauſchende Getränke 
dürfen den Löſchmannſchaften nur auf Anordnung des 
Polizeiverwalters oder ſeines Stellvertreters verabfolgt 
werden. 

§ 16. Nach Löſchung des Feuers beſtimmt der 
Beamte der Polizei⸗Verwaltung diejenigen Mannſchaſten 
der Pflichtfeuerwehr, die die Brandwache und die 
erſten nothwendigſten Abräumungsarbeiten auf der 
Brandſtelle gegen Bezahlung zu übernehmen haben. 

§ 17. Bei Bränden außerhalb der Stadt ruckt 


Be⸗ 
die für den Fall eines 


gewöhnlich nur die freiwillige Feuerwehr auf Anord⸗ 
nung der Polizei⸗Verwaltung aus. 
hierzu ihre Pferde hergeben, haben Anſpruch auf eine 
angemeſſene Vergütung. Die Vergütung wird in jedem 
einzelnen Falle durch den Magiſtrat feſtgeſetzt. 

§ 18. Als entſchuldigtes Fernbleiben von den 
Bränden und Uebungen iſt in der Regel nur ärztlich 
beſcheinigte Krankheit oder Abweſenheit vom Orte an⸗ 
zuſehen. Dergleichen Entſchuldigungsgründe ſind inner⸗ 
halb 3 Tage nach der Alarmirung der Feuerwehr bei 
der Polizei Verwaltung anzumelden. 

Innerhalb der gleichen Friſt haben die Abtheilungs⸗ 
führer der Polizei⸗ Verwaltung ein Verzeichniß der⸗ 
jenigen Perſonen einzureichen, die ſich überhaupt nicht, 
oder nicht rechtzeitig geſtellt oder die den Anordnungen 
ihrer Vorgeſetzten nicht Folge geleiſtet haben. 

§ 19. Jeder, in deſſen Behaufung oder auf 
deſſen Grundſtück Feuer ausbricht, ſowie Jeder, der 
den Ausbruch eines Feuers bemerkt, iſt verpflichtet, 
durch Feuerruf ſofort die Gefahr kund zu thun und 
auf dem ſchnellſten und ſicherſten Wege die öffentliche 
Feuerlöſchhülfe in Anſpruch zu nehmen. 

Von einem außerhalb bemerkten Feuer iſt ſtets 
der Polizei- Verwalter in Kenntniß zu ſetzen. Von 
dieſem hängt es ab, ob eine Alarmirung der Feuer⸗ 
wehr zu erfolgen hat. 

§ 20. Beim Ausbruch eines Feuers innerhalb 
der Stadt müffen alle nicht öffentlichen Brunnen und 
Waſſerbehälter den Feuerlöſchmannſchaften zur freien 
Benutzung geſtellt, die Zugänge zu den Brunnen ge: 
offnet und erforderlichen Falls beleuchtet werden. 

8 21. Bei einem des Abends oder des Nachts 
ausbrechenden Feuer hat jeder Haushaltungsvorſtand 
an die nach der Straße zu gelegenen Fenſter ſofort 
Licht zu ſtellen. Diejenigen Straßen, die in der Nähe 
der Brandſtelle liegen, oder den Weg zu den Waſſer⸗ 
ſchöpfſtellen bilden, ſind des Nachts oder bei einge⸗ 
tretener Dunkelheit ſolange durch Licht an den Fenſtern 
zu erleuchten, bis das Feuer gelöſcht iſt. 

8 22. Bei ſtarkem Froſtwetter ſind die in der 
Nähe der Brandſtellen wohnenden Haushaltungsvor 
ſtände, beſonders aber diejenigen, die größere Feuerunge 
anlagen beſitzen, verpflichtet, auf Erfordern unverzüglich 
heißes Waſſer zu beſorgen und ſolches zur Verwendung 
beim Feuer bereit zu halten. Bei Glatteis haben die 
Hausbeſitzer die Straße mit Sand oder Aſche zu be: 
ſtreuen. 

8 23. Fußgänger, Reiter und Fahrende müſſen 
marſchierenden Abtheilungen der freiwilligen Feuer⸗ 
wehr, der Pflichtfeuerwehr und anfahrenden Feuer⸗ 
löſchgeräthen ausweichen. — 

8 24. Das unbefugte Betreten des durch Mit⸗ 
glieder der Feuerwehr oder Polizeibeamte abgeſperrten 
Brand⸗ oder Uebungsplatzes iſt verboten. 

Perſonen die auf die Brandſtelle zugelaſſen werden, 
um in ihre Wohnungen zu gelangen, haben ſich ohne 
Aufenthalt in die Haͤuſer zu begeben, das Verbleiben 
auf der abgeſperrten Straße iſt nicht geftattet. 


Geſpannhalter die halter 


und 


mun 
nach 
eine 


zu 9 Mark, an deren Stelle im Un 
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§ 25. Bei Waldbränden haben die Geſpann⸗ 
die Führer der Geſpanne mit Aexten, Spaten 
Schaufeln ausgerüſtet zur Brandſtelle zu ſenden. 
C. Strafbeſtimmungen. 
8 26. Zuwiderhandlungen gegen die Beſtim⸗ 
gen dieſer Polizei⸗Verordnung werden, ſoweit nicht 
den Beſtimmungen des Reichs⸗Straf-Geſetz⸗Buchs 
höhere Strafe einzutreten hat, mit Geldſtrafe bis 
vermögensfalle eine 


entſprechende Haftſtrafe tritt, beſtraft. 


Tag 


wir 


8 27. Dieſe Polizei⸗Verordnung tritt mit dem 
e der Veröffentlichung in Kraft. 
Hammerſtein, 20. Oktober 1897. 
Die Polizei⸗Verwaltung. 
Kuhr. 
Zu der vorſtehenden Polizeiverordnung ertheilen 
hiermit unſere Zuſtimmung. 
Hammerſtein, 20. Oktober 1897. 
Der Magiſtrat. 


Kuhr. Daunert. W. Dreſſler. Dr. Barinowski. 
A. Grimm. C. Heyſe. * 
15) Ausweiſung von Ausländern aus dem 


A 
* 


A 
95 


5. Ferdinand 


Reichsgebiet. 
uf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 
Karl Niederl, Schweizer, geb. am 2. Auguſt 
1852 zu Schönberg, Bezirkshauptmannſchaft 
Prachatitz, Böhmen, ortsangehörig in Mähren, 
ebendaſelbſt, wegen Münzverbrechens (1 Jahr 
3 Monate Gefaängniß, laut Erkenntniß vont 
15. März 1897), vom Königlich bayeriſchen Be⸗ 
zirksamt zu Laufen, vom 24. Februar d. J. 
uf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 
Albert Joſeph Davids, Tagelöhner, geboren 
am 18. Oktober 1863 zu Heerenveen, Provinz 
Friesland, Niederlande, niederländiſcher Staats⸗ 
angehöriger, wegen Landſtreichens und Bettelns, 
vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten 
zu Arnsberg vom 7. März d. J. 
Mathias Hartl, Maurer, geboren am 5. De⸗ 
zember 1837 zu Chynow, Bezirkshauptmannſchaft 
Tabor, Böhmen, öſterreichiſcher Staatsangehöriger, 
wegen Landſtreichens und Bettelns, vom König⸗ 
lich bayeriſchen Bezirksamt zu Neu-Ulm, vom 
14. Februar d. J. 
Roſalie Marie Maier, Handarbeiterin, geboren 
am 25. November 1868 zu Neuſtadtl, Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Tachau, Böhmen, ortsangehorig 
ebendaſelbſt, wegen gewerbsmäßiger Unzucht und 
Hausfriedensbruchs, von der Königlich ſächſiſchen 
Kreishauptmannſchaft zu Zwieckau, vom 1. Fe⸗ 
bruar d. J. 
Albin Bedene, Friſeur, geboren am 11. Fe⸗ 
bruar 1848 zu Rudolfswerth in Krain, öſter⸗ 
reichiſcher Staatsangehöriger, wegen Bettelns, 
vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt zu Weilheim, 
vom 31. Januar d. J. 
Deunencek, Kürſchner, geb. am 


16. Auguſt 1856 zu Skuc, Bezirk Hohenmauth, 


Böhmen, öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen 
Bettelns, vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Trier, vom 10. März d. J. 
Karl Edtmeyer, Bäcker, geb. am 17. Sep⸗ 
tember 1858 zu Stadt Steyr, Ober⸗Oeſterreich, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, von 
der Königlich bayeriſchen Polizei - Direktion zu 
München, vom 16. Februar d. J. 

Magdalena Falkner, Kellnerin, ledig, geboren 
am 29. Mai 1878 zu Roppen, öſterreichiſcher 
Bezirk Init, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen 
gewerbsmäßiger Unzucht, von der Königlich baye- 
riſchen Polizei Direktion zu München, vom 5. Fe⸗ 
bruar d. J. 

Joſef Felder, M eurer, geboren am 14. Auguſt 
1847 zu Au, Bezirk Bregenz, öſterreichiſcher Staats⸗ 
angehöriger, wegen Bettelns, vom Königlich baye⸗ 
riſchen Bezirksamt zu Memmingen, vom 12. Fe⸗ 
bruar d. J. 

. Auguſt Forſt, Schuhmacher, geb. am 29. April 

1879 zu Wels in Ober-Defterreid), ortsangehörig 
zu Zabrdy, Bezirk Prachatitz, Böhmen, wegen 
Bettelns, vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt 
zu Wegſcheid, vom 24. Februar d. I 
Baptift Anton Guérard, Maler, geboren am 
9. Dezember 1865 zu Paris, franzöſiſcher Staats⸗ 
angehöriger, wegen Landſtreichens, von der König⸗ 
lich bayeriſchen Polizei: Direktion zu München, 
vom 27. Januar d. J. 

Perſonal⸗Chronik. 

Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten 
Erlaſſes vom 14. d. Mts. dem Kreisausſchuß⸗Sekretär 
von Dobrowolski in Strasburg Weſtpr. das 
Verdienſt Ehrenzeichen für Rettung aus Gefahr zu 
verleihen geruht. 

Seine Majeſtät der Kaiſer und König haben 
Allergnädigſt geruht, den Kreisſchulinſpektoren Bartſch 
in Schwetz, Streibel in Löbau und Dr. Zint 
in Stuhm den Charakter als Schulrath mit dem 
Range der Räthe IV. Klaſſe zu verleihen. 

Der Gewerbeinſpektor Fiſcher iſt nach Ma⸗ 
rienwerder verſetzt. 

Die Wahl des Färbermeiſters Adam Tomowski 
zum unbeſoldeten Beigeordneten der Stadt Zempelburg 
iſt beſtätigt worden. 

Im Kreiſe Brieſen iſt der Ritttergutsbeſitzer 
Frank zu Haus Lopatken zum Stellvertreter des 
Amtsvorſtehers für den Amtsbezirk Lopatken ernannt. 

Der Königliche Rentenmeiſter, Rechnungsrath 
Koch bei der Königlichen Kreiskaſſe in Thorn iſt vom 
1. Juli d. Js. ab in den Ruheſtand verſetzt worden. 
Vom genannten Zeitpunkte ab hat der Herr Finanz⸗ 
Miniſter dem Rentmeiſter Schwandt in Anger⸗ 
münde, Regierungsbezirk Potsdam, die erledigte Rent⸗ 
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meiſterſtelle verliehen und ihm auf die Zeit vom 
15. April bis 30. Juni d. Js. die kommiſſariſche 
Verwaltung derſelben übertragen. 

Etatsmäßig angeſtellt ſind als Poſtaſſiſtenten: 
die Poſtaſſiſtenten Heilbronn und P. Müller 
in Dt. Eylau, G. Dück und Lobs in Graudenz, 
Spohde in Marienwerder Wpr., R. Lüdtke in 
Thorn, Schreiber in Jablonowo Wpr., Gringel 
in Schwetz (Weichſel). 

Als Poſtverwalter: die Poſtaſſiſtenten Drei 
kowski in Biſchofswerder Wpr., Reich in Konojad, 


Malſchewski in Kornatowo. 
Ernannt find zu Ober⸗-Poſtaſſiſtenten: die Poſt⸗ 
aſſiſtenten Wyſocki in Graudenz, Repp und 


Thorn, Weiland in 
Neumark Wpr. 
der Tele⸗ 


von Studzienski in 
Lautenburg Wpr. und Kyora in 

Zum Ober = Telegraphenaſſiſtenten: 
graphenaſſiſtent Knöchel in Thorn. 
| Verſetzt find: die Ober⸗Poſtaſſiſtenten Hilde⸗ 
brandt von Dirſchau nach Strasburg Weſtpr., 
Schröder von Chriſtburg nach Dirſchau, der Ober⸗ 
Poſtaſſiſtent Krauſe in Graudenz als Poſtverwalter 
nach Großzünder, der Poſtverwalter Kbauck in Groß⸗ 
zünder als Poſtaſſiſtent nach Neuenburg Wpr. 

Der Rentenbank-Büreaudiätar Peyßan in 
Königsberg iſt zum Rentenbank⸗Sekretär ernannt worden. 

Dem Pfarradminiſtrator Ignatz Piotrows fi 
zu Rynsk iſt die erledigte Pfarrſtelle an der katholiſchen 
Kirche zu Rynsk im Kreiſe Brieſen verliehen worden. 
17) Erledigte Schulſtellen. 
Die evangeliſche Schul⸗Lehrerſtelle zu Altmark, 
Kreis Stuhm, wird zum 1. Mai d. Js. erledigt. 
Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Dr. Zint zu Marienburg zu melden. 

An der Knabenvolksſchule zu Culm ſoll eine 
Lehrerſtelle beſetzt werden. 
Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Albrecht zu Culm zu melden. 

Die Lehrerſtelle an der Volksſchule zu Lubon, 
Kreis Schlochau, wird zum 1. Mai d. 138. erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Katluhn zu Prechlau zu melden. 

Die Lehrerſtelle an der Volksſchule zu Plaßowo, 
Kreis Tuchel, wird zum 1. Mai d. Is. erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Menge zu Tuchel alsbald zu melden. 


(Hierzu eine Extra-⸗Beilage und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 14.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. 


Druck von N. Kanter's Hofbuchdruckerei. 


Ertra-Beilage zum Amtsblatt. 


Anweiſung 
zur 
Ausführung des Geſetzes, betreffend die Abünderung der Gewerbeordnung, 
vom 26. Juli 1897. 


(R.⸗G.-Bl. S. 668.) 


Zur Ausführung des Geſetzes vom 26. Juli 1897, betreffend die Abänderung der Gewerbe⸗ 
ordnung, wird Folgendes beſtimmt: 


Abſchnitt I. Behörden. Senbeben 
(Bekanntmachung vom 15. Auguſt 1897.) 


1. Unter der Bezeichnung „weiterer Kommun alverband“ ſind zu verſtehen: die Provinzial⸗ 
verbände, die kommunalſtändiſchen Verbände der Regierungsbezirk Caſſel und Wiesbaden, die 
Kreisverbände, der Landeskommunalverband und die Oberamtsbezirke in Hohenzollern, die Land⸗ 
bürgermeiftereien der Rheinprovinz und die Aemter in Weſtfalen. 

2. Unter der Bezeichnung „höhere Verwaltungsbehörde“ ſind zu verſtehen: 

a) die Bezirksausſchüſſe: 

1. in den Fällen der Genehmigung der Statuten ($. 124 des Zuſtändigkeitsgeſetzes) und 
Nebenſtatuten der Innungen, 

2. in den im 8. 97 bezeichneten Fällen der Schließung einer Innung ($. 126 des Zu⸗ 
ſtändigkeitsgeſetzes) und in den Fällen der Schließung eines Innungsausſchuſſes, 

3. in den Fällen der Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen Gemeinden und Innungen 
in Folge der Auflöſung oder Schließung ($. 125 Abſ. 1 des Zuſtändigkeitsgeſetzes). 

Im Stadtkreiſe Berlin tritt in den unter a bezeichneten Füllen der Polizei⸗ 

Präſident an die Stelle des Bezirksausſchuſſes (ogl. 8. 161 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes). 

d) die Regierungspräſidenten in allen übrigen Fällen, ſofern nicht für Handwerks- 

kammern abweichende Beſtimmungen getroffen werden (§§. 103 ff., 100t Abſ. 4, 130 a 
Abſ. 2, 131 b Abſ. 2 und 133). 

Im Stadtikreiſe Berlin tritt in den Fällen der SS. 101 Abſ. 2, 104% Abſ. 1 und 2, 
104d Abſ. 2, 104 h Abſ. 2, 104k, 1262 Mb]. 4, 129 Abi. 2 und des Artikels 6 Ziff. 1 der 
Polizei⸗Präſident und in den übrigen Fällen der Oberpräſident an die Stelle des Re⸗ 
gierungspräſidenten. 
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3. Unter der Bezeichnung „untere Verwaltungsbehörde“ ſind zu verſtehen: 
in Städten über 10000 Einwohner — in der Provinz Hannover in Städten, auf 
welche die revidirte Hannoverſche Städteordnung vom 24. Juni 1858 Anwendung findet, 
mit Ausnahme der im §. 27 Abſ. 2 der Hannoverſchen Kreisordnung benannten Städte 
— die Gemeindebehörde, im Uebrigen der Landrath, in den Hohenzollernſchen 
Landen der Oberamtmann. . 

4. Unter der Bezeichnung „Gemeindebehörde“ iſt zu verſtehen der Vorſtand der Ge— 

meinde, in Gutsbezirken der Guts vorſteher. 


Abſchnitt II. Innungen. 
A. Freie Innungen. 


5. Diejenigen Gewerbetreibenden, welche zu einer freien Innung zuſammentreten wollen, haben 
den von ihnen vollzogenen Entwurf des Statuts in zwei Exemplaren der unteren Verwaltungs⸗ 
behörde (Ziff. 3) einzureichen, in deren Bezirk die Innung ihren Sitz haben ſoll, und dabei Bevoll⸗ 
mächtigte zu bezeichnen, welche bis zur Konſtituirung (Ziff. 8) der Innung zu ihrer Vertretung 
befugt fein ſollen. Die untere Verwaltungsbehörde (Ziff. 3) hat dieſe Vorlagen dem Bezirks⸗ 
ausſchuß (in Berlin, dem Polizei-Präfidenten) zu überſenden und dabei anzuzeigen, 

a) ob in dem Innungsbezirk für diejenigen Gewerbe, welche die Innung umfaſſen ſoll, bes 

reits eine freie oder Zwangsinnung beſteht und 

b) wenn eine ſolche freie Innung beſteht, ob für den Fall der Errichtung der neuen 

Innung beiden Innungen die Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben möglich fein würde. 

6. Soll der Bezirk der Innung über den Regierungsbezirk, den Bezirk des Stadtkreiſes Berlin 
oder über die Grenzen des Staatsgebietes hinausgehen, jo hat der Bezirksausſchuß (in Berlin, 
der Polizei-Präſident) zunächſt beim Miniſter für Handel und Gewerbe die Ertheilung der Genehmi⸗ 
gung ($. 82 Abſ. 1 und 2) zu erwirken. 5 

7. Ergeben ſich gegen die Genehmigung des Statuts Bedenken, welche ſich durch Verhand⸗ 
lungen mit den Antragſtellern nicht beſeitigen laſſen, fo erläßt der Bezirksausſchuß (in Berlin, der 
Polizei⸗Präſident) einen ſchriftlichen Beſcheid, in welchem die Gründe für die Verſagung der Genehmi⸗ 
gung anzugeben ſind. Zugleich hat der Bezirksausſchuß den Antragſtellern zu eröffnen, daß ſie 
befugt ſind, binnen zwei Wochen bei dem Bezirksausſchuß entweder auf Beſchlußfaſſung durch 
das Kollegium oder auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren anzutragen. Der 
Polizei⸗Präſident in Berlin hat darauf hinzuweiſen, daß gegen ſeinen ablehnenden Beſcheid binnen 
zwei Wochen die Klage beim Bezirksausſchuß in Berlin zuläſſig iſt. 

Ein Exemplar des genehmigten Statuts iſt durch Vermittelung der unteren Verwaltungsbehörde 
(Ziff. 3) den Bevollmächtigten (Ziff. 5) auszuhändigen. 

8. Nach Eingang des genehmigten Statuts hat die untere Verwaltungsbehörde (Ziff. 3) 
die Unterzeichner des Statuts zu einer Verſammlung zu berufen, in welcher die Innung konſtituirt 
wird und die Vertreter, ſofern die Innungsverſammlung aus ſolchen beſtehen ſoll ($. 92 Abſ. 3), 
der Innungsvorſtand und thunlichſt auch die Inhaber der übrigen Innungsämter gewählt werden. 
9. Die Aufſichtsbehörde hat über die Zuſammenſetzung des Vorſtandes nach Maßgabe der 
eingehenden Anzeigen ein Verzeichniß zu führen, in welches Jedem Einſicht zu gewähren iſt. Auf 
Grund deſſelben find die im §. 92b Abſ. 2 erwähnten Beſcheinigungen auszuſtellen. 

10. Die Aufſichtsbehörde hat den Innungsvorſtand anzuweiſen, Zeit und Ort jeder von 
der Innung zu veranſtaltenden Prüfung rechtzeitig anzuzeigen und von ihrem Recht, zu den Prü⸗ 
fungen einen Vertreter zu entſenden, in der Regel Gebrauch zu machen. 

11. Die Aufſichtsbehörde führt ein fortlaufendes Verzeichniß über die im Eigenthum der 
Innung ſtehenden Grundſtücke und deren dingliche Belaſtung, ſowie über die der Innung ge⸗ 
hörenden Gegenſtände, welche einen geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen und Kunſtwerth haben. 

12. Beſchwerden über die Rechtsgültigkeit der Wahlen werden durch die Aufſichtsbehörde end⸗ 
gültig entſchieden. 

13. Beſchließt die Innung ihre Auflöſung, ſo hat die Aufſichtsbehörde zu prüfen, ob die 
Vorausſetzungen zutreffen und die Form beobachtet iſt, welche das Geſetz (8.96 Abſ. 6) und das 
Statut für dieſen Fall vorgeſehen haben. 
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14. In den Fällen des 8. 97 Abſ. 1 Ziff. 1 und 2 hat die Aufſichtsbehörde die Innung 
aufzufordern, binnen einer angemeſſenen Friſt die erforderliche Aenderung des Statuts zu bewirken 
oder ihrer Verpflichtung zur Erfüllung der geſetzlichen Aufgaben nachzukommen. Entſpricht die 
Innung der Aufforderung nicht, ſo iſt dem Innungsvorſtand eine neue Friſt zu ſetzen und ihm 
gleichzeitig zu Protokoll zu eröffnen, daß bei abermaliger Verſäumung dieſer Friſt die Schließung 
der Innung werde in Erwägung gezogen werden. Iſt dies ohne Erfolg, ſo hat die Aufſichts⸗ 
behörde die Klage auf Schließung der Innung beim Bezirksausſchuß zu erheben. 

In den Fällen des 5 97 Abſ. 1 Ziff. 3 und 4 iſt die Klage ohne Weiteres zu erheben. 

15. Wird die Auflöſung der Innung beſchloſſen, ſo liegt die Abwickelung der Geſchäfte zu⸗ 
nächſt dem Vorſtand oder den durch Innungsbeſchluß beſonders beauftragten Perſonen ob. Die 
Aufſichtsbehörde übt hierbei dieſelben Befugniſſe aus, welche ihr bei der laufenden Verwaltung von 
Angelegenheiten der Innungen zuſtehen. Wenn jedoch der Vorſtand oder die Beauftragten der 
Innung ihrer Verpflichtung nicht genügen, insbeſondere die Geſetze, das Statut oder die Innungs⸗ 
beſchlüſſe nicht beachten und wiederholte Aufforderungen zur ordnungsmäßigen Abwickelung der 
Geſchäfte unbefolgt laſſen, ſo übernimmt die Aufſichtsbehörde oder ihr Beauftragter die Erledigung 
der Geſchäfte. 

Im Fall der Schließung der Innung erfolgt die Abwickelung der Geſchäfte durch die Auf⸗ 
ſichtsbehörde oder durch ihre Beauftragte. 

Bei der Auflöfung oder Schließung kann der Regierungspräſident (im Berlin, der Ober⸗ 
präſident) den von der Innung errichteten, nicht unter 8. 73 Krankenverſicherungsgeſetzes fallenden 
Unterſtützungskaſſen Korporationsrechte ertheilen. Ueber das Vermögen aufgelöſter oder geſchloſſener 
Innungs⸗Krankenkaſſen (§. 73 Krankenverſicherungsgeſetzes) iſt nach Maßgabe des 8.47 Abſ. 3 bis 6 
des Krankenverſicherungsgeſetzes zu verfügen. 

16. Die Nebenftatuten ſind ausſchließlich zur Ordnung derjenigen Einrichtungen beſtimmt, 
welche zur Erfüllung der im $. 81b Sit 3 bis 5 aufgeführten, durch das Hauptſtatut unter die 
Zwecke der Innung aufgenommenen Aufgaben, dienen ſollen. 

17. Der Entwurf der Nebenſtatuten iſt in zwei Exemplaren unter Anſchluß einer Aus⸗ 
fertigung des Beſchluſſes der Innungsverſammlung der Auffichtsbehörde einzureichen. Dieſe hat 
darauf zu achten, daß die etwa erforderliche Zuziehung des Geſellenausſchuſſes erfolgt, und die 
Vorgänge nach Anhörung des Gemeindevorſtandes ($. 85 Abſ. 1) mit einer gutachtlichen Aeuße⸗ 
rung dem Bezirksausſchuß (in Berlin, dem Polizei⸗Präſidenten) zu überweiſen. Darüber, ob die 
beabsichtigte Nebeneinrichtung überhaupt oder in der beantragten Form zuzulaſſen iſt, iſt nach 
freiem Ermeſſen zu befinden, wobei insbeſondere zu prüfen ift, ob durch die beabſichtigte Einrichtung 
der Beſtand ähnlicher an denſelben Orten bereits beſtehender Organiſationen gefährdet wird. Daß 
das Statut der Innung dieſe Einrichtungen unter die Aufgaben der Innung aufgenommen hat 
und mit dieſer Beſtimmung genehmigt iſt, giebt der Innung keinen Anſpruch auf Genehmigung des 
Nebenſtatuts. Die Nebenſtatuten müffen Beſtimmungen über die Vorausſetzungen und die Form 
ihrer Aufhebung treffen. 

18. Wird die Genehmigung ertheilt, ſo iſt ein Exemplar des genehmigten Nebenſtatuts dem 
Innungsvorſtand durch Vermittelung der Aufſichts behörde auszuhändigen. Für den Fall der Ver⸗ 
ſagung der Genehmigung iſt dem Innungsvorſtand ein mit Gründen verſehener Beſcheid zuzuſtellen, 
in welchem darauf hinzuweiſen iſt, daß binnen vier Wochen die Beſchwerde an den Miniſter für 
Handel und Gewerbe eingelegt werden kann. 


B. Zwangsinnungen. 

19. Zwangsinnungen können nur für Gewerbetreibende, welche das gleiche Handwerk oder 
verwandte Handwerke betreiben, gebildet werden. f 

Der Antrag auf Errichtung einer Zwangsinnung iſt bei der unteren Verwaltungs⸗ 
behörde (Ziff. 3), in deren Bezirk die Zwangsinnung ihren Sitz haben ſoll, anzubringen und 
muß enthalten: die Angabe vr i 

a) des Handwerks oder der Handwerker, für welche die Zwangsinnung errichtet werden ſoll, 

b) des Bezirks der Zwangsinnung, 

e) der ungefähren Zahl der betheiligten Handwerker, 

A) der zur Führung der weiteren Verhandlungen Bevollmächtigten. 
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Der Antrag iſt von allen Lintragſtellern zu unterſchreiben. Wird der Antrag von einer 
freien Innung geſtellt, ſo iſt eine Ausfertigung des Beſchluſſes der Innungsverſammlung beizufügen. 

Die untere Verwaltungs behörde hat den Antrag mittelſt gutachtlicher Aeußerung dem Regierungs⸗ 
präſidenten (in Berlin, dem Oberpräſidenten) einzureichen. Die Aeußerung hat ſich insbeſondere 
darauf zu erjtreden: 

a) 97 im Bezirk der beabſichtigten Zwangsinnung freie Innungen für die gleichen Gewerbe 

beſtehen; 

b) ob der Bezirk der Zwangsinnung ſo abgegrenzt iſt, daß kein Mitglied durch die Entfernung 
ſeines Wohnorts vom Sitze der Innung behindert wird, am Innungsleben Theil zu nehmen 
und die Innungseinrichtungen zu benutzen; 

e) ob die Zahl der im Bezirke vorhandenen Handwerker, die im Falle der Errichtung der 
beantragten Zwangsinnung dieſer angehören würden, zur Bildung einer leiſtungsfähigen 
Innung ausreicht; 

d) in welchem Verhältniß die Zahl der Antragſteller zu der Zahl der betheiligten Handwerker 
im Bezirk der Zwangsinnung überhaupt ſteht und 

e) ob andere Einrichtungen (Vereinigungen, Gewerbevereine u. ſ. w.) beſtehen, durch welche 
für die Wahrnehmung der gemeinſamen gewerblichen Intereſſen der betheiligten Handwerker 
ausreichende Fürſorge getroffen iſt. 

20. Ergiebt ſich, daß eine der im §. 100 Abſ. 4 bezeichneten Vorausſetzungen vorliegt, ſo iſt 
der Antrag ohne Herbeiführung einer Abſtimmung abzulehnen. Das Gleiche gilt, wenn der 
Regierungspräſident (in Berlin, der Oberpräſident) die Ueberzeugung gewinnt, daß der Bezirk den 
Anforderungen des §. 100 Abſ. 1 Ziff. 2 nicht entſpricht, oder die Zahl der Handwerker zur 
Bildung einer leiſtungsfähigen Innung nicht ausreicht (§. 100 Abf. 1 Ziff. 3) oder wenn die Vor⸗ 
ausſetzungen der Ziff. 19 Abſ. 1 nicht zutreffen. 

21. Liegen mehrere Anträge vor, welche hinſichtlich des Bezirks der Zwangsinnung oder hin⸗ 
ſichtlich der einzubeziehenden Handwerke oder Handwerker mit einander in Widerſpruch ſtehen und 
zu Bedenken der in Ziffer 20 bezeichneten Art keinen Anlaß geben, ſo iſt zunächſt der Verſuch zu 
machen, im Wege mündlicher Beſprechung eine Verſtändigung der Antragſteller über einen Antrag 
herbeizuführen. Kommt eine ſolche Einigung nicht zu Stande, ſo ſind die Anträge nach einander 
zur Abſtimmung zu bringen. Findet ein Antrag die Mehrheit, ſo werden alle übrigen Anträge 
gegenſtandslos, wovon den Unterzeichnern Mittheilung zu machen iſt. 

Grmtiehung 22. Zur Ermittelung der Mehrheit der betheiligten Handwerker ($. 100 Abj. 1 Ziff. 1) 
der Dieörheit. hat der Regierungspräſident (in Berlin, der Oberpräſident) einen Kommiſſar zu beſtellen und 
dies im Regierungsamtsblatt bekannt zu machen. 

Der Kommiſſar erläßt eine Bekanntmachung über Art und Zeit der Abſtimmung nach Maß⸗ 

GR gabe des anliegenden Formulars, welche von den Gemeindevorſtänden des Bezirks der Zwangs⸗ 
innung in ortsublicher Weiſe zur Kenntniß der Betheiligten zu bringen iſt. Die Erklärungen hat 

3. der Kommiſſar in die Lifte einzutragen. Nach Ablauf der Friſt für die Abſtimmung hat der 
Kommiſſar die Liſte zu ſchließen und während zwei Wochen zur Einſicht und Erhebung etwaiger 
Einſprüche der Betheiligten öffentlich auszulegen. Zeit und Ort der Auslegung ſind mit dem Hin⸗ 
weiſe darauf öffentlich bekannt zu machen, daß nach Ablauf der Friſt angebrachte Einſprüche 
unberückſichtigt bleiben. Demnächſt hat der Kommiſſar die Liſten dem Regierungspräſidenten (in 
Berlin, dem Oberpräſidenten) einzureichen, welcher über die Einſprüche entſcheidet. 

23. Ergiebt die Abſtimmung, daß die Mehrheit ſich gegen die Einführung des Beitritts⸗ 
zwanges erklärt hat, ſo hat der Regierungspräſident (in Berlin, der Oberpräſident) den Antrag⸗ 
ſtellern unter Mittheilung des Ergebniſſes der Abſtimmung einen ablehnenden Beſcheid zuzuſtellen. 

Hat ſich jedoch die Mehrheit dafür ausgeſprochen, ſo hat der Regierungspräſident (in Berlin, 

©. der Oberpräſident) die Anordnung über die Errichtung der Zwangsinnung zu erlaſſen. Die Bekannt⸗ 

— machung iſt im Regierungsamtsblatte zu veröffentlichen. 

Statut. 24. Iſt die Anordnung über die Errichtung der Zwangsinnung rechtskräftig geworden, ſo 
hat die in Ziffer 3 bezeichnete untere Verwaltungsbehörde die Antragſteller zur Einreichung eines 
Entwurfs des Innungsſtatuts aufzufordern. Kommen ſie dieſer Aufforderung innerhalb der 
geftellten Friſt nicht nach, jo hat die untere Verwaltungs behörde ein Innungsſtatut zu entwerfen 


und die in die Zwangsinnung einzubeziehenden Handwerker oder die von dieſen zu wählenden 


— — 


Vertreter durch ortsübliche Bekanntmachung zu einer Beſchlußfaſſung über den Entwurf zuſammen⸗ 
zuberufen. Das beſchloſſene Statut iſt in zwei Exemplaren dem Bezirksausſchuß (in Berlin, dem 
Bolizeipräſidenten) mit dem Antrage auf Genehmigung emzureichen. Ergiebt ſich bei der Prüfung 
die Unzweckmäßigkeit einzelner Beſtimmungen, ſo iſt auf ihre Abänderung hinzuwirken. 

Wird die Genehmigung endgültig verſagt, ſo iſt eine erneute Beſchlußfaſſung herbeizuführen 
und das Ergebniß der Beſchlußfaſſung der Genehmigungs behörde wiederum vorzulegen. Sofern 
die Genehmigung abermals endgültig verſagt wird, ſo hat der Regierungspräſident (in Berlin, 
der Oberpräſident) das Statut mit rechts verbindlicher Kraft zu erlaſſen. f 

Der Vorſtand der Zwangsinnung iſt anzuweiſen, jedem Mitgliede einen Abdruck des Statuts 
auszuhändigen. 

25. Mit dem Zeitpunkte des Inkrafttretens der Anordnung über die Errichtung der Zwangs⸗ 
innung ſind die für die gleichen Gewerbszweige beſtehenden freien Innungen, deren Sitz ſich 
im Bezirk der Zwangsinnung befindet, durch den Regierungspräſidenten (in Berlin, den Ober⸗ 
präſidenten) zu ſchließen. Die Aufſichtsbehörde der freien Innung überwacht die Abwickelung der 
Geſchäfte und den Uebergang des Vermögens der freien Innung auf die Zwangsinnung. Der 
Beirand des Vermögens der freien Innung iſt durch den Regierungspräſidenten (in Berlin, den 
Oberpräſidenten) in urkundlicher Form feſtzuſtellen. N 

26. Beſtehen bei der freien Innung Unterſtützungskaſſen, auf welche die Vorſchriften des 
8.73 Krankenverſicherungsgeſetzes keine Anwendung finden, ſo hat die Auſſichtsbehörde alsbald 
nach Veröffentlichung der Anordnung zur Beſchlußfaſſung wegen Uebernahme der Kaſſe auf die 
Zwangsinnung, unter Aufhebung des Beitrittszwanges, eine Verſammlung der in die Zwangs⸗ 
innung einzubeziehenden Handwerker oder der von ihnen zu wählenden Vertreter einzuberufen. 
Wird die Lebernahme der Kaſſe beſchloſſen und von der bisherigen Vertretung der Kaſſe hierzu 
die Zuſtimmung ertheilt, ſo hat die Aufſichtsbehörde gleich nach Errichtung der Zwangsinnung 
die Aenderung des Nebenſtatuts herbeizuführen. 

Lehnt die Verſammlung die Uebernahme der Kaſſe auf die Zwangsinnung ab oder ver⸗ 
weigert die bisherige Vertretung die Zuſtimmung, ſo hat die Aufſichtsbehörde die Entſchließung des 
Regierungspraſidenten (in Berlin, des Dberpräfibenten) über die Verleihung der Korporationsrechte 
an die Kaſſe einzuholen. Wird die Verleihung abgelehnt, ſo haben die Aufſichts behörde oder ihre 
Beauftragte das Vermögen der Kaſſe zur Berichtigung der vorhandenen Schulden und zur Erfüllung 
der ſonſtigen Verbindlichkeiten der Kaſſe zu verwenden. Der Reit iſt nach Maßgabe des Neben⸗ 
ſtatuts zu behandeln, doch kann, ſofern nicht das Nebenſtatut eine entgegenſtehende Beſtimmung 
enthält, die Vertretung der Kaſſe beſchließen, daß jedem Mitgliede ſeine Beitrage zurückgezahlt werden 
ſollen. Der hiernach verbleibende Reſt iſt der Gemeinde, in welcher die freie Innung ihren Sitz 
hatte, zur Benutzung für gewerbliche Zwecke zu überweiſen. 

27. Beſteht bei der freien Innung eine Innungs⸗Krankenkaſſe ($. 73 Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes), fo hat die Auffichtsbehörde in den Fällen, in denen nach 8. 1001 Abi. 2 die Schließung 
der Kaſſe erfolgen kann, die Entſchließung des Regierungspräſidenten (in Berlin, des Oberpräſidenten) 
wegen Schließung der Kaſſe herbeizuführen. Erfolgt die Schließung, ſo iſt nach §. 47 Abſ. 3 bis 6 
Krankenverſicherungsgeſetzes zu verfahren, andernfalls geht die Kaſſe mit ihren Rechten und Ver⸗ 
bindlichteiten auf die Zwangsinnung über. Ihre Verwaltung erfolgt, ſolange nicht der Regierungs- 
präſident (in Berlin, der Oberpraſident) die Abänderungen des Nebenſtatuts vollzogen hat, durch 
die bisherigen Kaſſenorgane. Verweigern dieſe die Dienſtleiſtung, ſo hat die Aufſichtsbehörde die Ver⸗ 
waltung zu übernehmen ($. 45 Abſ. 5 Krankenverſicherungsgeſetzes). 

28. Beſtehen bei der freien Innung gemeinſame Geſchaͤfts betriebe, jo hat die Nuſſichts⸗ 
behörde die freie Innung alsbald nach Veröffentlichung der Anordnung über die Errichtung 
der Zwangsinnung darauf hinzuweiſen, daß die Umwandlung in eine Erwerbs⸗ und Wirth⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaft binnen ſechs Monaten erfolgt ſein müſſe, widrigenfalls der Geſchäftsbetrieb 
geſchloſſen und das Vermögen nach Vorſchrift des Statuts verwendet werde. Nach der Umwand⸗ 
lung iſt der ausgeſonderte Theil des Vermögens durch die Aufſichtsbehörde der Genoſſenſchaft zu 
überweiſen. Wird die Umwandlung abgelehnt, ſo iſt mit dem ausgeſonderten Vermögen nach Maß⸗ 
gabe der ſtatutariſchen Beſtimmungen zu verfahren. 

29. Iſt die Aufſichts behörde der Anfiht, daß an Der Erhaltung des gemeinſamen Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes ein über den Kreis der Theilnehmer hinausgehendes öffentliches Intereſſe be⸗ 
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ſteht, ſo hat ſie alsbald nach Veröffentlichung der Anordnung über die Errichtung der Zwangs⸗ 
innung einen Beſchluß der in dieſe einzubeziehenden Handwerker oder ihrer Vertreter wegen Fort⸗ 
führung der Geſchäftsbetriebe durch die Zwangsinnung herbeizuführen und den die Uebernahme 
ausſprechenden Beſchluß dem Regierungspräſidenten (in Berlin, dem Oberpräſidenten) zur Ge⸗ 
nehmigung vorzulegen. Nach Errichtung der Zwangsinnung iſt ein förmlicher Beſchluß der Innungs⸗ 
verſammlung wegen Uebernahme des Geſchäftsbetriebes und deſſen Genehmigung durch den 
Regierungspräſidenten (in Berlin, den Oberpräſidenten) herbeizuführen. 

Kommt ein ſolcher Beſchluß nicht zu Stande oder wird die Genehmigung verſagt, ſo iſt 

nach Maßgabe der Ziff. 26 Abſ. 2 Satz 3 u. 4 zu verfahren. 
wu genung 30. Bleibt eine freie Innung unter Ausſcheidung des in eine Zwangsinnung einbezogenen 
een Theiles ihrer Mitglieder beſtehen, ſo hat die Aufſichtsbehörde zunächſt durch Verhandlung mit den 
Junung. Vorſtänden den Verſuch einer Einigung über die Art der Vertheilung des Vermögens zu machen 
und demnächſt eine Beſchlußfaſſung der Innungen zu veranlaſſen. Kommt eine Einigung nicht zu 
Stande, ſo hat der Regierungspräſident (in Berlin, der Oberpräſident) über die Vertheilung unter 
Berückſichtigung des Verhältniſſes der Zahl der ausgeſchiedenen Mitglieder zu der Zahl der in der 
freien Innung verbleibenden Mitglieder Beſtimmung zu treffen ($. 100 K Abſ. 2). 

Beſteht bei der freien Innung eine Innungs-Krankenkaſſe, fo iſt über die Vertheilung ihres 
Vermögens auf eine Verſtändigung zwiſchen der Innung und den Orts⸗Krankenkaſſen (Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung) hinzuwirken. Iſt eine ſolche nicht zu erzielen, ſo hat der Regierungspräſident 
(in Berlin, der Oberpräſident) über die Vertheilung des Vermögens nach Maßgabe des $. 100 m zu 
beſtimmen. Von einer Vertheilung des Vermögens wird abzuſehen ſein, wenn aus der Kaſſe nur 
einzelne Mitglieder ausſcheiden, oder die bei den Ausſcheidenden beſchäftigten Perſonen ſich auf eine 
größere Zahl von Kaſſeneinrichtungen derart vertheilen, daß die auf die einzelnen Einrichtungen ent⸗ 
fallenden Antheile der mit der Ueberweiſung verbundenen Mühewaltung nicht entſprechen würden. 

de getan 31. Wird von der Innungsverſammlung der Zwangsinnung die Ausdehnung auf einen 

4 größeren Bezirk oder auf andere als die bereits einbezogenen, verwandten Gewerbszweige oder auf 
die Handwerker, die der Regel nach weder Geſellen noch Lehrlinge halten, beantragt, ſo finden, 
ſofern nicht der Antrag aus den in Ziffer 20 bezeichneten Gründen abzulehnen iſt, bei Ermittelung 
darüber, ob die Mehrheit der in die Zwangsinnung einzubeziehenden Gewerbetreibenden der Ein⸗ 
beziehung zuſtimmt, die Vorſchriften der Ziffern 22 und 23 entſprechende Anwendung. Der Zeitpunkt, 
mit welchem die Aenderung des Beſtandes der Zwangsinnung erfolgt, iſt ſo zu beſtimmen, daß 
vorher die erforderliche Aenderung des Statuts herbeigeführt und die durch die etwaige Schließung 
einer freien Innung erforderlichen Maßnahmen zum Abſchluß gebracht werden können. Ueber die 
Abänderung des Statuts beſchließt die Innungsverſammlung der Zwangsinnung; wird die 
Genehmigung der Abänderungen wiederholt verſagt, ſo hat der Regierungspräſident (in Berlin, 
der Oberpräfident) die Abänderung mit rechtsverbindlicher Kraft zu verfügen. 

32. Soll ein Theil der Mitglieder einer Zwangsinnung in eine neue oder in ihrem Beſtande 
erweiterte Zwangsinnung ($. 100 u Abſ. 2) übertreten, fo hat der Regierungspräſident (in Berlin, 
der Oberpräſident) zu dem Zeitpunkt, mit welchem die Zwangsinnung errichtet wird, oder die Er⸗ 
weiterung des Beſtandes der anderen Zwangsinnung Platz greift, die Ausſcheidung anzuordnen. 

Wird von der Zwangsinnung die Ausſcheidung eines Theils ihres Bezirks oder eines ihr 
angehörigen Gewerbszweiges beantragt (§. 100 u Abſ. 2), jo iſt dem Antrage eine Ausfertigung des 
Beſchluſſes der Innungsverſammlung beizufügen, aus welcher die Abſtimmung der aus der Zwangs⸗ 
innung auszuſcheidenden Mitglieder zu erſehen iſt. Ueber Anträge der Mehrheit der auszuſcheidenden 
Mitglieder hat die Aufſichts behörde zunächſt die Innungsverſammlung zu hören. 

33. Hat die Einbeziehung neuer Mitglieder in die Zwangsinnung (§. 100 u Abſ. 1) das 
Ausſcheiden von Handwerkern aus einer freien Innung zur Folge, ſo iſt nach Ziffer 30 zu ver⸗ 
fahren. Daſſelbe gilt, wenn diejenigen, welche in Folge der Veränderung des Bezirks der 
Zwangsinnung oder des Ausſcheidens von Gewerbszweigen ausſcheiden, Mitglieder einer Zwangs⸗ 
innung werden. 

aufg und 34. Auf die Beaufſichtigung der Zwangs innungen finden die Beſtimmungen in Ziffer 9 bis 12 
kalten. mit den aus den $$. 1000 und 1005 Abſ. 5 und 6 ſich ergebenden Abänderungen entſprechende 
Anwendung. 


Be 


Für die Nebenftatuten gelten die Beſtimmungen unter Ziffer 16 bis 18 mit der Maßgabe, daß 
gemeinſame Geſchäfts betriebe nicht errichtet werden dürfen. 

35. Zu Innungsverſammlungen, in welchen über Anträge auf Zurücknahme der Anordnung 
wegen Errichtung der Zwangsinnung (§. 100t) oder auf Aenderung des Beſtandes ($. 100 u) be⸗ 
ſchloſſen werden ſoll, hat die Aufſichtsbehörde einen Vertreter zu entſenden. Dabei iſt zu beachten, 
dag an der Abſtimmung über Anträge auf Zurücknahme der Anordnung wegen Errichtung der 
Zwangsinnung nur die beitrittspflichtigen Mitglieder Theil nehmen dürfen. 5 

Erfolgt die Schließung der Zwangsinnung aus den im 8. 97 Abſ. 1 Ziffer 2 bis 4 angeführten 
Gründen, ſo hat nach Rechtskraft der Entſcheidung der Regierungspräſident (in Berlin, der Ober⸗ 
präſident) bekannt zu machen, daß die Anordnung über die Errichtung der Zwangsinnung außer 
Kraft getreten iſt. Auf die Abwickelung der Geſchäfte und die Verwendung des Vermögens finden 
die Beſtimmungen der Ziffer 15 Abſ. 2 und 3 mit den aus F. 100t Abſ. 4 fi ergebenden 
Aenderungen Anwendung. 


C. Innungsausſchüſſe. 


36. Der Entwurf des Statuts des Innungsausſchuſſes iſt in zwei Exemplaren unter Anſchluß 
von Ausfertigungen der Beſchlüſſe derjenigen Innungen, welche den Innungsausſchuß errichten 
wollen, durch Vermittelung der Aufſichtsbehörde dem Regierungspräſidenten (in Berlin, dem Polizei⸗ 
präſidenten) einzureichen. 

Das Statut muß Beſtimmung treffen über: 

1. Namen, Zweck und Sitz des Innungsausſchuſſes, 

2. die Bedingungen der Aufnahme und des Ausſcheidens, 

3. ns und Befugniſſe des Vorſtandes und der Verſammlung des Innungsausſchuſſes, 

4. die Beiträge, 

5. die Vorausſetzungen und die Formen der Abänderung des Statuts und der Auflöſung des 

Innungsausſchuſſes. 

Das Statut darf leine Beſtimmungen enthalten, welche mit den geſetzlichen Zwecken des Innungs⸗ 

ausſchuſſes nicht in Verbindung ſtehen, oder geſetzlichen Vorſchriften zuwiderlaufen. 


D. Junungsverbände. 


37. Wird die Errichtung eines Innungs verbandes beſchloſſen, ſo iſt das für denſelben ent⸗ 
worfene Statut in zwei Exemplaren mit den Ausfertigungen der Beſchlüſſe der Innungen dem 
Regierungspräſidenten (in Berlin, dem Polizeipräſidenten) einzureichen, in deſſen Verwaltungsbezirk 
der Innungsverband ſeinen Sitz haben ſoll. Dieſer giebt die Vorlagen mit einer gutachtlichen 
Aeußerung an den Miniſter für Handel und Gewerbe ab, falls er nicht ſelbſt über die Genehmigung 
zu beſchließen hat. 5 

38. Anträge auf Verleihung von Korporationsrechten ſind durch Vermittelung des für den 
Sitz des Innungs verbandes zuſtändigen Regierungspräſidenten (in Berlin, des Polizei⸗Präſidenten) 
dem Minister für Handel und Gewerbe einzureichen. 

39. Die Regierungspräſidenten (in Berlin, der Polizei⸗Präſident) haben im Februar jeden 
Jahres dem Miniſter für Handel und Gewerbe anzuzeigen, welche Innungsverbände in ihrem 
Bezirk beſtehen, wie viele Innungen jedem derſelben angehören und welche Perſonen die Vorſtände 
der einzelnen Verbände bilden. 


Berlin, den 1. März 1898. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Brefeld. 


Schließung 


nnungs⸗ 
ausſchuͤſſc. 


Innungs⸗ 
verbände. 


Bekanntmachung. 


Hierdurch mache ich bekannt, daß die Aeußerungen für oder gegen die Errichtung einer 
Iwangsinnung füt das. Sn Handwerk im Bezirk der Gemeinden. — 
e ee ee ſchriftlich bis zm Oder mündlich in der Zeit 
wom zu biss d. M.“) bei mir abzugeben ſind. 


Die Abgabe der mündlichen (Aeußerung) kann während des angegebenen Zeitraumes 
werktäglich von D Uhr in den Dienſträumen der ui =». 
Zimmer Nr. ........ erfolgen. 

Ich fordere hierdurch alle Handwerker, welche im Bezirk der &emeindeln] das el 
ee — Handwerk betreiben [und der Regel nach Geſellen und Lehrlinge halten] zur 
Abgabe ihrer Aeußerung mit dem Bemerken auf, daß nur ſolche Erklärungen, welche erkennen 
laſſen, ob der Erklärende der Errichtung der Zwangsinnung zuſtimmt oder nicht, gültig ſind und 
daß nach Ablauf des obigen Zeitpunktes eingehende Aeußerungen unberückſichtigt bleiben. 


Der Kommiſſar. 
N. N. 


Landrath (Oberbürgermeiſter). 


*) Die Friſt iſt auf mindeſtens eine Woche feſtzuſetzen. 


IF 
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Liſte 
der 
Handwerker, welche an der Abſtimmung über die Errichtung einer Zwangsinnung für 
dass Handwerk im Bezirk der Gemeinden —— 


Theil genommen haben. 
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2) Nur auszufüllen, wenn der Antrag auf Einbeziehung nur ber perſonalbeſchäftigenden Handwerler geſtellt ifi 
und der Gewerbetreibende der Regel nach Hülfsperſonal beſchäftigt. 
2) Hier find auch die Einſprüche gegen die Abſtimmung einzutragen. 


Bekanntmachung. 


Nachdem bei der Abſtimmung ſich die Mehrheit der betheiligten Gewerbetreibenden für die Ein⸗ 


führung des Beitrittszwanges erklärt hat, ordne ich hiermit an, daß zum * 
eine Zwangsinnung für das EEE Handwerk in dem Bezirke der Ge⸗ 
Kinder ff ¶ ẽ R er en ee und dem 
Namen — errichtet werde. 


Von dem genannten Zeitpunkt ab gehören alle Gewerbetreibende, welche das 
— Handwerk betreiben [und in der Regel Geſellen oder Lehrlinge beſchäftigen 


Kiefer Innung an. 
[Zugleich ſchließe ich zu demſelben Zeitpunkte die —Jnnunglen] 


Regierungspräſident. 


*) Der Zeitpunkt if fo zu beſtimmen, daß inzwiſchen die Genehmigung zu dem Statut der Zwangsinnung 
und zu der Abänderung des Statuts einer beſtehenden Innungs⸗Krankenkaſſe erfolgen und die ſonſtigen durch bie 
etwaige Schließung einer freien Innung erforderlichen Maßnahmen zum Abſchluß gebracht werden können. 


Gedruckt bei Julius Sittenfeld Berlin W. 


